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1. Zweck und Zielsetzung 
Das Ziel dieses Dokuments ist es, Fremdfirmen, die im Auftrag der Sunovis GmbH und den mit Ihrem 
verbundenen Unternehmen als Auftraggeber Tätigkeiten ausführen klare und verbindliche Vorgaben zu den 
HSSE-Anforderungen (Health, Safety, Security, Environment) zu vermitteln und einen Mindeststandard zu 
etablieren. Es soll sicherstellen, dass alle externen Dienstleister die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 
treffen, gesundheitsfördernde Maßnahmen einhalten und umweltbewusst arbeiten, um Unfälle, 
Gesundheitsrisiken und Umweltschäden zu vermeiden. Dies unterstützt das Ziel, riskante Vorfälle zu verhindern. 

Das übergeordnete Ziel unseres HSSE-Managementsystems ist die vollständige Vermeidung von Vorfällen durch 
systematische Prävention, klare Verantwortlichkeiten und die Einhaltung höchster Sicherheitsstandards auf 
allen Ebenen. 

Die in diesem Dokument genannten Gefahren und gefährlichen Tätigkeiten stellen keine abschließende 
Auflistung dar, sondern einen Überblick der nach heutigem Kenntnisstand am häufigsten auftretenden Risiken, 
die am wahrscheinlichsten Verletzungen oder Gesundheitsschäden verursachen können. 

Dieses Dokument dient als Grundlage für die Zusammenarbeit und stellt sicher, dass die Auftragnehmer die 
geltenden unternehmensinternen Vorschriften erfüllen, um eine sichere und effiziente Arbeitsumgebung zu 
gewährleisten. Es gilt zusätzlich zu den internationalen und nationalen Gesetzen und Vorschriften sowie zu den 
jeweils geltenden Unfallverhütungsvorschriften, und stellen die Konkretisierung der für den Auftraggeber 
relevanten gesetzlichen Bestimmungen dar. Darüber hinaus sind zusätzlich alle geltenden gesetzlichen 
Anforderungen zu beachten und einzuhalten. 

2 . Geltungsbereich 
Dieses Dokument gilt für alle Auftragnehmer des Auftraggebers. Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass 
seine Mitarbeiter, seine Nachunternehmer und deren Mitarbeiter sowie andere im Namen des Auftragnehmers 
handelnde Vertreter die Vorgaben dieses Dokuments und alle weiteren einschlägigen Aspekte der 
Arbeitsschutzgesetzgebung einhalten. Sie verpflichten sich zudem, sichere Arbeitspraktiken für die genannten 
Tätigkeiten anzuwenden und spezifische, den Bedingungen vor Ort angemessene Vorgehensweisen 
anzuwenden. 

Dieses Dokument ist sorgfältig durchzulesen, und der Erhalt ist schriftlich zu Beginn der spezifischen 
Geschäftsbeziehung bei Vertragsabschluss zu bestätigen. Eine Änderung ist nur mit schriftlicher Zustimmung 
des für den Vertrag zuständigen Ansprechpartners des Auftraggebers zulässig. 

3 . Vertragliche Pflichten 
3 .1. Risikobewertungen und Arbeitsanweisungen 
Für alle Arbeiten müssen Risikobewertungen (Gefährdungsbeurteilungen) vor deren Ausführung bzw. dem 
Entstehen von vorhersehbaren Notfällen (siehe dazu auch Ziffer 3.7) erstellt werden. Der Auftragnehmer hat in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen Rechtsvorschriften, den geplanten Tätigkeiten entsprechende 
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schriftliche Risikobewertungen zu erstellen, diese dem Auftraggeber auf Aufforderung vorzulegen und am 
Arbeitsort verfügbar zu halten. Bei der Rangfolge von Schutzmaßnahmen ist das STOP-V-Prinzip einzuhalten. 
Demnach haben -dem Prinzip folgend- technische Maßnahmen Vorrang vor organisatorischen Maßnahmen und 
diese wiederum Vorrang vor personenbezogenen Maßnahmen. Erforderliche Schutzmaßnahmen sind 
einzuleiten und in regelmäßigen Abständen auf deren Wirksamkeit hin zu überprüfen. Für Tätigkeiten mit hohem 
Risikopotential muss der Auftragnehmer eine Gefährdungsbeurteilung und Arbeitsanweisung vorlegen. Der 
Auftragnehmer muss zudem nachweisen können, dass er die Risikobewertung und die Arbeitsanweisung seinen 
Mitarbeitern und Nachunternehmer bekannt gegeben hat. Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, Einsicht 
in die Gefährdungsbeurteilung und/ oder Arbeitsanweisung zu verlangen, sich dazu zu äußern und gegeben falls 
abzulehnen. 

3 .2. Qualifikation 
Auftragnehmer, welche im Bereich der Errichtung sowie der Service- und Wartungsarbeiten von 
Photovoltaikanlagen tätig sind, müssen über spezifische Qualifikationen und Fachkenntnisse im Bereich HSSE 
verfügen. Dies umfasst eine fundierte Ausbildung und regelmäßige Schulungen in den Bereichen 
Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz und Umweltschutz. 

Da es sich bei den fertig gestellten Anlagen um eine elektrische Betriebsstätte handelt, muss jeder 
Auftragnehmer eine gültige EUP oder EFK- Unterweisung nachweisen. Darüber hinaus müssen sie für die 
Durchführung von elektrischen Arbeiten nachweisbare Erfahrungen in der Installation und/ oder Wartung und/ 
oder Instandhaltung von Photovoltaikanlagen sowie der sicheren Handhabung elektrischer Anlagen vorweisen. 

Alle Auftragnehmer müssen die geltenden nationalen und EU- Normen und Vorschriften für die Sicherheit und 
den Umweltschutz einhalten. Zusätzliche Anforderungen umfassen die Kenntnis und Anwendung von 
Sicherheitsverfahren, Notfallmanagement, sowie der richtige Umgang mit potenziell gefährlichen Materialien 
und Arbeitsumgebungen. 

Der Auftraggeber ist jederzeit berechtigt, Kompetenznachweise für einzelne Personen zu verlangen. Macht er von 
dieser Möglichkeit Gebrauch, muss der Auftragnehmer diese Nachweise in Form von Zertifikatskopien innerhalb 
von zwei Werktagen erbringen. Der Auftraggeber ist berechtigt, im Fall der verzögerten Vorlage der vorgenannten 
Dokumente, vom Auftragnehmer zu verlangen, die betroffenen Personen bis zur Vorlage der Zertifikate nicht für 
die Durchführung des Auftrages des Auftraggebers einzusetzen. Alle dem Auftraggeber dadurch entstehende 
Mehrkosten wird der Auftragnehmer tragen. 

Nur Auftragnehmer, welche die vor genannten Voraussetzungen erfüllen, dürfen auf den Baustellen tätig 
werden, um die Sicherheit und den ordnungsgemäßen Betrieb der PV-Anlagen zu gewährleisten. 

3 .3. Untervergabe an Nachunternehmer 
Der Auftragnehmer hat sicherstellen, dass seine Nachunternehmer nachweislich befähigt sind, die Arbeiten 
sicher auszuführen. Der Auftragnehmer wird spätestens 2 Wochen vor Arbeitsbeginn die Namen sämtlicher von 
ihm für die Durchführung des Auftrages vorgesehenen Nachunternehmer dem Auftraggeber schriftlich zur 
Freigabe vorlegen. Der Auftraggeber wird die Freigabe schriftlich zeitnah erteilen bzw. im Falle des Vorliegens 
eines Wichtigen Grundes verweigern. Der Auftragnehmer trägt die Verantwortung für die von seinen 
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Nachunternehmer erstellten Dokumente und die Einhaltung der Anforderungen, die sich aus diesem Dokument 
ergeben. Dem Nachunternehmer ist ausreichend Zeit zu gewähren diese Anforderungen vorzubereiten und 
umzusetzen. 

3 .4. Sprache 
Arbeitssprache ist, sofern nicht anderweitig vereinbart, Deutsch. Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass 
seine Mitarbeiter und die Mitarbeiter seiner Nachunternehmer in der Lage sind, alle Anweisungen in der 
Arbeitssprache zu verstehen. Dies kann durch einen Vorarbeiter bzw. Fachbauleiter geschehen, welcher die 
Anweisungen übersetzt und auf deren Einhaltung achtet. Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass während 
der Dauer der Arbeiten jederzeit ein Vorarbeiter vor Ort ist, der sowohl mündliche als auch schriftliche 
Anweisungen versteht und umsetzen kann. 

3 .5. Standorteinweisung 
Alle Mitarbeiter des Auftragnehmers, seiner Nachunternehmer und anderer Personen, die eine Anlage oder 
Baustelle des Auftraggebers betreten und/ oder dort Arbeiten durchführen wollen, müssen eine 
standortspezifische Unterweisung des Auftraggebers zum Arbeitsschutz erfolgreich abgeschlossen haben, 
bevor sie ihre Arbeit beginnen. Die Durchführung der Unterweisung erfolgt durch den Auftraggeber in digitaler 
Form. 

Um diese Umsetzung zu gewährleisten, ist der in Ziffer 4.3. beschriebene Prozess zum Zugangsverfahren 
zwingend einzuhalten. Ferner ist erstmalige Aufnahme der Tätigkeit durch den jeweiligen Arbeiter mitzuteilen, 
sowie das Nichterscheinen oder eine Verzögerung umgehend an hsse@sunovis.de zu kommunizieren. 

Für bereits fertig errichtete und in Betrieb befindliche Solarparks muss der Auftragnehmer sich mindestens 5 
Werktage vor Betreten der Anlagen bei der Betriebsführung betriebsfuehrung@sunovis.de melden. Bei 
kurzfristigen Störungen darf von 5 Tage Frist abgewichen werden. Der Betriebsführung sind vorab die Namen, 
sowie die Mailadressen der Besucher oder Arbeiter schriftlich mitzuteilen. Dem Personal, welches die Anlage 
betreten möchte, wird eine systemgestützte Einweisung zugesendet. Diese muss vorab erfolgreich absolviert 
werden, um die Anlage betreten zu dürfen. 

Unterweisungen zu sicherem Arbeiten vor Ort müssen in regelmäßigen Abständen, jedoch mindestens einmal 
pro Jahr, bei Unfällen oder wenn sich die Gefährdungen ändern, wiederholt werden. Verantwortlich für diese 
Unterweisungen sind bei den Anlagen in Betrieb die Betriebsführung und in den allen anderen Fällen die HSSE- 
Abteilung. 

3 .6. Vorfälle 
Vorfälle der Kategorie High-Risk müssen innerhalb einer (1) Stunde an den vertraglich verantwortlichen 

Ansprechpartner oder der HSSE-Abteilung des Auftraggebers unter der folgenden Telefonnummer gemeldet 
werden: +49 7731 939812155 
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Unter Vorfälle der Kategorie High-Risk zählen solche, welche Todesfälle oder eine schwere Verletzung von 
Arbeitern oder anderen Personen der Bevölkerung, sowie zu schwerwiegenden negativen Auswirkungen auf die 
Umwelt führen, schweren Schäden an den Anlagen oder dem Betriebsablauf, sowie dem Image des 
Auftraggebers schweren Schaden zufügen. Zur Einstufung des Vorfalles kann Anhang 1 oder der 
Ansprechpartner seitens des Auftraggebers zur Rate gezogen werden. 

Alle weiteren Vorfälle, umfassend Arbeitsunfälle mit Ausfallzeiten, Umweltschäden und Sicherheitsverletzungen 
mit mittlerer oder geringer Auswirkung sind digital innerhalb von vierundzwanzig (24) Stunden zu melden: 

https://forms.office.com/e/f9vr1mRWDR 

Der Auftragnehmer ist zudem verpflichtet darüber hinaus Beinaheunfälle zu melden, bei welchen eine 
Verletzung oder ein Schaden hätte auftreten können. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu einer gründlichen Untersuchung jedes Vorfalles und zur Erstellung eines 
schriftlichen Berichtes über die Untersuchungsergebnisse bei als mittlerem oder hohem Risiko eingestuften 
Vorfällen innerhalb von fünf (5) Werktagen. Das entsprechende Formular wird dem Auftragnehmer, bei Bedarf, 
zur Verfügung gestellt. 

Für High-Risk Vorfälle hat der Auftragnehmer zudem in Kooperation mit dem Auftraggeber eine detaillierte 
Unfallanalyse durchzuführen. Es wird erwartet, dass die detaillierte Untersuchung des Vorfalls nach dem ersten 
Bericht so schnell wie möglich eingeleitet wird. Der Auftragnehmer ist dafür verantwortlich, Pläne für 
Abhilfemaßnahmen zu erstellen und die daraus resultierenden Maßnahmen einzuleiten. Auf Anfrage ist dem 
Auftraggeber Einsicht zu gewähren. 

Die Meldung der Vorfälle, seine Mitarbeiter betreffend, hat der Auftragnehmer selbstständig an Behörden oder 
öffentliche Organisationen, wo die länderspezifische Gesetzgebung dies erfordert, durchzuführen. 

3 .7. Notfallmaßnahmen 
Die HSSE-Vorgaben zu Notfallmaßnahmen stellen sicher, dass im Falle eines Unfalls, einer plötzlichen 
Gesundheitsgefährdung, eines Brandes, einer Freisetzung von Gefahrstoffen oder anderer kritischer Ereignisse 
schnell, gezielt und wirksam reagiert werden kann. Notfallvorsorge ist ein wesentlicher Bestandteil des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes und liegt in der Verantwortung jedes Auftragnehmers. Grundlage sind das 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), die DGUV Vorschriften 1 und 100-001, 
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die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A2.2, A2.3, A4.3) sowie ggf. unternehmensspezifische 
Notfallkonzepte und Anweisungen des Auftraggebers. 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bereits vor Aufnahme der Tätigkeit zu ermitteln, welche Notfallszenarien im 
Rahmen der geplanten Arbeiten auftreten können. Auf Basis dieser Gefährdungsbeurteilung sind geeignete 
organisatorische, personelle und technische Maßnahmen festzulegen. Diese Notfallmaßnahmen müssen mit 
den bestehenden Notfallplänen des Auftraggebers abgestimmt sein. Dazu zählt insbesondere die Kenntnis und 
Einhaltung der standortbezogenen Alarmierungs- und Rettungsketten, Sammelstellen, Zugangsregelungen für 
Einsatzkräfte sowie die Nutzung vorhandener Sicherheitseinrichtungen. 

Alle Mitarbeitenden des Auftragnehmers und von dessen Nachunternehmern müssen vor Tätigkeitsbeginn in die 
Notfallmaßnahmen eingewiesen werden. Die Unterweisung umfasst mindestens die Alarmsignale, Fluchtwege, 
Sammelplätze, die Bedienung von Notfalleinrichtungen (z.ꢀ B. Feuerlöscher, Not-Aus-Schalter, 
Augenspülflaschen), das Verhalten bei Unfällen oder Bränden sowie die Verständigung externer Rettungskräfte. 
Diese Unterweisungen sind zu dokumentieren und bei Bedarf – z.ꢀ B. nach einem Vorfall oder bei Änderung der 
Arbeitsbedingungen – zu wiederholen. 

Zu den grundlegenden Anforderungen gehört die Sicherstellung der Erreichbarkeit von Rettungsdiensten und die 
interne Alarmierung. Insoweit hat der Auftragnehmer zu gewährleisten, dass jederzeit ein funktionierendes 
Kommunikationsmittel – z.ꢀ B. Mobiltelefon, Funkgerät oder Notruftaster – zur Verfügung steht, mit dem ein Notruf 
abgesetzt werden kann. Die relevanten Notrufnummern und Ansprechpartner müssen klar sichtbar und den 
Beschäftigten bekannt sein. 

In Bereichen mit erhöhtem Gefährdungspotenzial, wie bei Arbeiten mit chemischen Stoffen, elektrischer 
Energie, Druckbehältern oder Explosionsrisiken, sind besonders abgestimmte Notfall- und 
Evakuierungsmaßnahmen zu ergreifen. Dies kann auch die Abstimmung eines spezifischen Rettungskonzepts 
mit dem Auftraggeber beinhalten. Alle Maßnahmen müssen regelmäßig überprüft und gegebenenfalls angepasst 
werden, insbesondere bei Änderungen im Arbeitsablauf oder bei der Gefährdungslage. 

Bei Projekten unter der Bauleitung des Auftraggebers werden mindestens quartalweise Notfallübungen 
durchgeführt. Die Teilnahme der Mitarbeiter vor Ort ist verpflichtend. 

3 .8. Überprüfung 
Eine Überprüfung der Einhaltung der HSSE-Anforderungen und Sicherheitsvorschriften hat in regelmäßigen 
Abständen durch den Auftragnehmer zu erfolgen. Ziel ist, neben der Begehung des Arbeitsplatzes, positive als 
auch verbesserungswürdige Beobachtungen direkt mit der ausführenden Person durchzusprechen. 

Die Häufigkeit der Überprüfung richtet sich nach der Gefährdung der durchzuführenden Arbeiten, als auch 
Anzahl der Beschäftigten vor Ort. Die Überprüfungen müssen im Anschluss mit dem HSSE-Verantwortlichen 
des Auftraggebers besprochen werden und nach spätestens sieben (7) Werktagen ist ein schriftlicher Bericht 
der Begehung vorzulegen. Der Auftraggeber stellt, bei Bedarf, Vorlagen für die Dokumentation zur Verfügung. 

Der Auftraggeber behält sich zudem das Recht vor, jederzeit und unangekündigt Überprüfungen am Einsatzort 
durchzuführen. 
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3 .9. Regeltermine 
Regelmäßige HSSE-Sitzungen sind essenziell für den Austausch über potenzielle Probleme, HSSE-Risiken, - 
Initiativen und -Programme zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber. 

Nach Vertragsschluss und vor Beginn der Arbeiten findet ein Kick-off Meeting statt, um Einzelheiten zu 
Arbeitsschutzauflagen des Auftraggebers auf der Baustelle zu besprechen. Der Auftragnehmer hat auf Anfrage 
Kopien von Befähigungsnachweisen, Prüfbescheinigungen und Inspektionsberichten zur Überprüfung 
vorzulegen. Es wird ein Protokoll des Meetings geführt, welches allen Teilnehmern im Anschluss zur Verfügung 
gestellt wird. 

Für Projekte unter der Bauleitung des Auftraggebers werden regelmäßige Arbeitsschutzbesprechungen am 
Standort abgehalten. Die Häufigkeit dieser Besprechungen richtet sich nach der Art der auszuführenden 
Arbeiten, damit verbundenen Risiken und der Anzahl der Mitarbeiter. An diesen Arbeitsschutzbesprechungen 
werden mindestens, aber nicht ausschließlich Mitarbeiter der HSSE-Abteilung und Bauleitung des 
Auftraggebers, sowie ein Vorarbeiter des Nachunternehmer teilnehmen. Die Termine finden mindestens einmal 
monatlich statt. 

3 .10. Stop Works 
Jeder Beschäftigte, gleich ob Auftragnehmer, Nachunternehmer oder deren Mitarbeiter auf jeder Baustelle oder 
Anlage des Auftraggebers ist berechtigt, die Arbeit bei gefährlichen, unsicheren Situationen oder Handlungen zu 
unterbrechen. In diesem Fall ist der Vorgesetzte und / oder HSSE-Verantwortliche des Auftraggebers 
unverzüglich zu informieren. Dieser führt in Zusammenarbeit mit den Beschäftigten eine Analyse der Situation 
durch und erarbeitet eine Lösung im Sinne einer Schutzmaßnahme. Der entsprechende Arbeitsschritt wird erst 
wieder aufgenommen, wenn die Voraussetzungen von allen Beteiligten als sicher eingestuft werden und die 
Freigabe durch den Auftraggeber vorliegt. Verletzungen aufgrund gefährlicher, unsicherer Situationen oder 
Handlungen müssen unter allen Umständen vermieden werden. 

3 .11. Disziplinar Maßnahmen 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer führen ihre Arbeiten auf der Grundlage einer Regelung aus, 
welche die Eigenverantwortung für das Handeln des jeweiligen Mitarbeiters betont und gleichzeitig 
grundlegenden HSSE-Vorgaben festlegt. 

Die Nichteinhaltung dieser Vorgaben zieht unverzüglich eine Verwarnung des betreffenden Mitarbeiters nach 
sich. Es kann in schwerwiegenden Fällen zudem ein sofortiges Zutrittsverbot auf die Baustelle oder Anlage 
seitens des Auftraggebers ausgesprochen werden, wobei in jedem Einzelfall auch der Vorgesetzte bzw. 
Vorarbeiter von der Baustelle verwiesen werden kann. 

Ein sofortiger Ausschluss vom Arbeitsplatz erfolgt insbesondere in folgenden Fällen: 
• 

• 

Durchführung von Arbeiten unter Drogen- oder Alkoholeinfluss, 
Vorsätzliche oder absichtliche Gewalttaten gegen Personen oder Beschädigung von Ausrüstung/ 
Eigentum, 
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• 

• 

Handlungen oder Entscheidungen, die eine rücksichtslose Missachtung der Sicherheit der Kollegen, der 
eigenen Person oder einen erheblichen wirtschaftlichen Schaden für das Projekt herbeiführen können, 
Verhinderung der Meldung eines HSSE-Ereignisses oder Versuch, dieses zu verbergen. 

Die zu ergreifenden Maßnahmen richten sich je nach Schwere des Verstoßes und umfassen grundsätzlich 
mindestens folgende Schritte: 

• 

• 

Erstes Vergehen: Mündlicher Verweis 
Zweites Vergehen: Förmlicher schriftlicher Verweis, Meldung an Vorgesetzten/ Auftragnehmer, 
Möglichkeit zur Auffrischung der entsprechenden Schulungen oder vorübergehender Ausschluss 
Dritter Verstoß: Dauerhafter Ausschluss vom spezifischen Projekt des Auftraggebers, sofern der Verstoß 
innerhalb von 6 Monaten nach dem ersten Verstoß erfolgt. 

• 

Jegliche Form von Belästigung, Mobbing oder Gewalt durch irgendjemanden wird vom Auftraggeber mit 
absoluter Null-Toleranz behandelt werden. 

Falls der Auftragnehmer und/ oder sein Nachunternehmer nach der ersten oder zweiten Verwarnung keine 
angemessenen disziplinarischen Maßnahmen ergreift, behält sich der Auftraggeber das Recht vor, den 
Auftragnehmer anzuweisen, das Personal vom Projekt und/ oder von jeder weiteren Beteiligung an Projekten zu 
entfernen. 

4 . Sicherheitsvorschriften 
4 .1. Daily-Job-Plan/ Toolbox-Talk 
Der Daily Job Plan ist eine Maßnahme, bei welchem die jeweiligen Arbeitskräfte die möglichen Gefahren ihrer 
Tätigkeit selbst einschätzen und dokumentieren. Der Daily Job Plan wird für den jeweiligen Arbeitstag erstellt. 

An der Ausarbeitung des Daily-Job Planes sind die Mitarbeiter und bei Errichtungsbaustellen die vor Ort 
verantwortlichen Vorgesetzten einzubeziehen. 

Der HSSE-orientierter Daily Job Plan startet mit einer kurzen Sicherheitsunterweisung oder einem "Toolbox Talk", 
in dem das Team auf besondere Gefahren des Tages, Wetterbedingungen, neue Arbeitsmittel oder Änderungen 
im Arbeitsumfeld hingewiesen wird. 

Der Daily-Job-Plan ist für Tätigkeiten mit mittlerem oder hohem Risiko schriftlich zu dokumentieren und ist auf 
Verlangen des Auftraggebers vorzulegen. 

Er umfasst mindestens die Abfolge der ausführenden Tätigkeiten, die Gefahren mit mittlerem oder hohem Risiko 
und Schutzmaßnahmen. Er muss zudem eine Barrieren-Analyse umfassen, in der Eindämmungsbarrieren, 
Schutzbarrieren und Zusatzbarrieren für jede Gefahr aufgezeigt sind. 

Wenn es durch Änderungen der Arbeitsbedingungen zu einem bestimmten Zeitpunkt zu neue Sicherheits- und/ 
oder Umweltprobleme kommt, hat der Beschäftigte des Auftragnehmers oder deren Nachunternehmer 
umgehend die Arbeit zu unterbrechen. Er hat eine Neubewertung durchzuführen und den Daily-Job-Plan erneut 

9 



  
  

Verfahrensanweisung 
Date: 18.03.2025 

Vers. 1 
HSSE-Anforderungen an Fremdfirmen 

Doc-Nr. HSE_250318_DE_HSSE-Anforderungen 
Fremdfirmen 

auszufüllen bzw. unter Last-Minute-Risk Assesment zu erweitern, sowie eine Kommunikation an alle betroffenen 
Arbeiter sicherzustellen, bevor mit der Arbeit wieder begonnen werden darf. 

Arbeiten ohne entsprechende Freigabe, fehlende PSA oder ungeklärte Gefahrenlage dürfen nicht aufgenommen 
werden. 

4 .2. Erlaubnisverfahren 
Für alle Tätigkeiten, die als „High Risk“ (vgl. weitere Angaben im Anhang „HSSE Risiko Ranking“) eingestuft 
werden, ist ein zusätzlicher Erlaubnisschein erforderlich, der alle Sicherheitsmaßnahmen und Genehmigungen 
dokumentiert. 

Zu diesen Tätigkeiten, zählen insbesondere: 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

Arbeiten mit schweren Maschinen (z.B. Kranarbeiten, Erdarbeiten mit Baumaschinen) 

Arbeiten in der Höhe (z.B. Arbeiten mit Hubsteigern) 

Heißarbeiten (z.B. Schweißen, Brennschneiden) 

Erdarbeiten in der Nähe von unterirdischen Leitungen oder Kabeln 

Elektrische Arbeiten, Arbeiten an Mittelspannungskomponenten 

Arbeiten mit gefährlichen Stoffen oder unter extremen Bedingungen 

Der Auftragnehmer muss sicherstellen, dass ein entsprechendes Erlaubnisverfahren im Unternehmen 
eingerichtet ist und während des Projekts auf seine Wirksamkeit hin überwacht wird. Der Auftragnehmer wird, 
die Erlaubnisscheine unaufgefordert vor Beginn entsprechend klassifizierten Tätigkeiten der Betriebsführung 
schriftlich zur Verfügung stellen. 

Bei Projekten unter der Bauleitung des Auftraggebers wird der Inhalt des Erlaubnisscheins, sowie der 
dazugehörige Prozess seitens des Auftraggebers wie folgt vorgegeben: Der verantwortlichen Mitarbeiter des 
Auftragnehmers hat den Erlaubnisschein des Auftraggebers auszufüllen und die Freigabe durch die HSSE- 
Abteilung oder Bauleitung einzuholen. Mit Zugang der Freigabe darf mit den entsprechenden Tätigkeiten 
begonnen werden. 

4 .3. Zugangsverfahren 
Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass alle seine Mitarbeiter und die Mitarbeiter seiner Nachunternehmer 
ihre Anwesenheit an einem Standort täglich erfassen inkl. kurzzeitiger Abwesenheit auf dem Gelände bei Pausen, 
Materialbeschaffung, etc., damit im Brandfall oder bei anderen Notfällen die Anzahl der Anwesenden schnell 
festgestellt werden kann. 

Für die Errichtungsbaustellen ist die Übersicht der geplanten Arbeiter bis Mittwoch der Vorwoche an 
hsse@sunovis.de zu senden. Die auszufüllende Liste mit Namen, Sprachen und Qualifikation wird durch den 
Auftraggeber als Muster bereitgestellt. Sollte dieses Muster dem Auftragnehmer nicht vorliegen, kann es bei der 
zuvor genannten Mailadresse angefordert werden. 
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Mit den darin enthaltenen Daten werden Zugangskarten für die Baustelle erstellt. Diese dienen der An- und 
Abmeldung am Terminal des Standortes und sind der Anwesenheit am Standort jederzeit mitzuführen und auf 
Verlangen vorzuzeigen. Der Beschäftigte wird die Zugangskarte eigenverantwortlich beim erstmaligen Betreten 
der Baustelle bei dem HSSE- Verantwortlichen oder im Falle von dessen Abwesenheit beim Sicherheitsdienst 
abholen. Jeder Verlust oder Diebstahl der Zugangskarte ist unverzüglich nach Kenntniserlangung der HSSE- 
Abteilung des Auftraggebers zu melden. 

Für fertig gestellte/ Inbetrieb befindliche Anlagen hat der Auftragnehmer bzw. seine Nachunternehmer sich 
mindestens 5 Werktage vor Betreten der Anlagen bei der Betriebsführung betriebsfuehrung@sunovis.de melden, 
um die Online- Zugänge zur Standortunterweisung zu erhalten. Hierbei ist der geplante Termin für das Betreten 
der Anlage mitzuteilen. Der Zugangscode zur jeweiligen Anlage ist am Projekttag bei der Betriebsführungshotline 
+49 7731 93981212 abzufragen. Über diese Hotline haben sich die Beschäftigten beim Betreten und Verlassen 
der Anlage an- bzw. abzumelden. Bei jedem Verlassen der Anlage ist zudem der Schlüssel in den 
entsprechenden Schlüsselkasten zurückzuhängen und der Zahlencode so einzustellen, dass der Schlüssel nicht 
im Anschluss durch einen fremden Dritten entnommen werden kann. 

5 . Gesundheit, Sicherheit und Umwelt 

5 .1. Persönliche Schutzausrüstung und -kleidung 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, auf Basis der konkret durchzuführenden 
Arbeiten die jeweils erforderliche persönliche Schutzausrüstung (PSA) eigenverantwortlich auszuwählen und 
bereitzustellen. Dabei haben sie sicherzustellen, dass die eingesetzte PSA den einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften, berufsgenossenschaftlichen Regelwerken sowie den allgemein anerkannten 
sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Standards entspricht und einen angemessenen Schutz, vor 
den mit den jeweiligen Tätigkeiten verbundenen Gefährdungen gewährleistet. 

Die gesamte PSA muss den einschlägigen gesetzlichen Anforderungen und EN-Normen entsprechen. Zu 
beachten sind unter anderem folgende Regularien: DGUV Information 212-515, DGUV Regel 112-194, DGUV 
Regel 112-191, DGUV Regel 112-193, DGUV Regel 112-195, DGUV Regel 112-198, DGUV Regel 112-199. 

Der Auftragnehmer ist verantwortlich, dass auf dieser Grundlage alle eigenen und die Mitarbeiter seiner 
Nachunternehmer mit persönlicher Schutzausrüstung ausgestattet sind und dies entsprechend überprüft wird. 
Die Mitarbeiter sind zudem gemäß der PSA-Benutzerverordnung vor Aufnahme der Tätigkeit zu unterweisen. 

Folgende Mindestanforderungen gelten auf den Baustellen des Auftraggebers: 

- 

- 

- 

Arbeitsstiefel (halb-)hoch Kategorie S3 oder höherwertig 
Arbeitskleidung mit langer Arbeitshose 
Bei Fahrzeugverkehr: Warnweste oder -Kleidung 

Die in diesem Zusammenhang im Vertrag, in Gefährdungsbeurteilungen oder Sicherheitsanweisungen 
genannten PSA stellen Mindestanforderungen dar. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Rahmen seiner 
Gefährdungsbeurteilung eigenständig zu prüfen, ob darüberhinausgehende PSA erforderlich ist, und diese 
entsprechend zu wählen und bereitzustellen. Dies gilt entsprechend für seine Nachunternehmer. 
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5 .2. Erste Hilfe 
Der Auftragnehmer und/ oder seine Nachunternehmer sind verpflichtet, eine ausreichende Anzahl an 
ausgebildeten Ersthelfern gemäß DGUV Vorschrift 1 bereitzustellen. Eine Mindestanzahl von 2 Ersthelfern ist 
dabei jederzeit einzuhalten. Die Erreichbarkeit dieser Personen während der gesamten Arbeitszeit ist 
sicherzustellen. Bei besonderen Gefährdungen (z.ꢀ B. Arbeiten mit Gefahrstoffen, in beengten Räumen oder in 
Höhen) sind darüber hinaus zusätzliche Rettungseinrichtungen oder speziell ausgebildetes Personal 
erforderlich. Sollten weitere Hilfsmittel wie Tragen, Atemschutzgeräte oder Rettungssysteme benötigt werden, 
sind diese funktionsfähig und griffbereit bereitzustellen. 

Der Auftragnehmer und/ oder seine Nachunternehmer haben zudem die erforderlichen Erste-Hilfe-Mittel 
bereitzustellen. Während der Arbeiten an Standorten, die mehr als 30 Autominute von einem Unfallkrankenhaus 
entfernt liegen, ist ein automatisierter externer Defibrillator vorzuhalten. 

Bei Baustellen unter der Bauleitung des Auftraggebers übernimmt dieser die Bereitstellung einer Erste-Hilfe 
Einrichtung an einem fest definierten Standort. Dem Auftragnehmer obliegt die Pflicht die Nutzung der 
Materialien dem HSSE-Verantwortlichen anzuzeigen, sodass eine Wiederbeschaffung organisiert werden kann. 

5 .3. Brandschutz 
Die gesetzlichen Grundlagen zum Brandschutz ergeben sich aus dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der 
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), der Baustellenverordnung, den Technischen Regeln für Arbeitsstätten 
(ASR A2.2 – Maßnahmen gegen Brände), sowie den einschlägigen Vorschriften der DGUV, insbesondere der 
DGUV Information 205-003. 

Offene Feuerstellen aller Art sind an den Standorten des Auftraggebers verboten. Rauchen ist ausnahmsweise 
an dafür schriftlich ausgewiesenen Raucherzonen erlaubt. In den Gebäuden des Auftraggebers besteht 
Rauchverbot. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, vor Beginn der Arbeiten eine 
brandschutzbezogene Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Auf deren Basis sind geeignete Maßnahmen zum 
Schutz vor Brandausbruch, zur frühzeitigen Erkennung und zur sicheren Evakuierung im Ereignisfall festzulegen. 
Dabei sind die örtlichen Gegebenheiten, das eingesetzte Material, die Arbeitsverfahren (z.ꢀ B. Schweißen, 
Trennschleifen, Heißarbeiten) sowie mögliche Brandlasten und Zündquellen zu berücksichtigen. Die daraus 
abgeleiteten Schutzmaßnahmen müssen mit dem Notfallkonzept und den Brandschutzanforderungen des 
Auftraggebers abgestimmt werden. 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben sicherzustellen, dass auf der Baustelle jederzeit eine 
ausreichende Zahl geeigneter und funktionsfähiger Feuerlöscher bereitsteht, deren Typ und Anzahl sich nach 
den vorhandenen Brandklassen und Gefährdungen richtet. Die Standorte der Feuerlöscher müssen gut sichtbar, 
jederzeit zugänglich und gekennzeichnet sein. Eine regelmäßige Kontrolle auf Vollständigkeit, Unversehrtheit 
und Prüffristen ist sicherzustellen. 

Bei Projekten unter der Bauleitung des Auftraggebers übernimmt dieser die Bereitstellung der Feuerlöscher an 
einem fest definierten Standort. Sollten während der Durchführung der Arbeiten, abseits des definierten 
Standorts Feuerlöscher benötigt werden, so obliegt die Umsetzung dieser Vorgabe dem Auftragnehmer und 
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seinen Nachunternehmern. Dem Auftragnehmer und seinen Nachunternehmern obliegt zudem die 
Verpflichtung die Nutzung der Materialien oder deren Beschädigung dem HSSE-Verantwortlichen des 
Auftraggebers anzuzeigen, sodass eine Wiederbeschaffung organisiert werden kann. 

Alle auf der Baustelle tätigen Personen müssen vor Aufnahme der Tätigkeit in die Brandschutzmaßnahmen 
unterwiesen werden. Die Unterweisung muss den sicheren Umgang mit Feuerlöscheinrichtungen, das Verhalten 
im Brandfall, Flucht- und Rettungswege sowie die Alarmierungskette umfassen. Diese Unterweisungen sind zu 
dokumentieren und bei Bedarf – insbesondere bei Änderungen der Gefährdungslage – zu wiederholen. In 
bestimmten Fällen, etwa bei besonders brandgefährdeten Bereichen, ist zusätzlich eine spezialisierte 
Brandwache durch den Auftragnehmer und seine Nachunternehmer zu stellen. 
Zur Vermeidung von Brandgefahren sind auch organisatorische Maßnahmen umzusetzen. Dazu gehören unter 
anderem ein Rauch- und Feuerverbot, das Verbot der Lagerung brennbarer Materialien in Fluchtwegen, die 
regelmäßige Entsorgung von Abfällen sowie das Verbot von improvisierten Heizquellen oder nicht geprüften 
elektrischen Geräten. Brennbare Flüssigkeiten und Gase sind nur in dafür vorgesehenen, zugelassenen 
Behältern zu lagern und zu verwenden. Die Lagerbereiche müssen entsprechend gekennzeichnet, belüftet und 
gegen unbefugten Zugriff gesichert sein. 
Im Brandfall ist der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer verpflichtet, sofort geeignete Maßnahmen zur 
Alarmierung, Brandbekämpfung und Evakuierung einzuleiten. Die Flucht- und Rettungswege müssen während 
der gesamten Bauphase klar markiert, freigehalten und beleuchtet sein. Sammelplätze und Notausgänge sind 
eindeutig zu kennzeichnen. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer tragen Verantwortung dafür, dass 
auch temporäre bauliche Veränderungen auf der Baustelle nicht zu Einschränkungen der Fluchtwege führen. 

5 .4. Sicherheit 
Der Hauptauftragnehmer ist für die Sicherung von Baustellen verantwortlich. Dieser hat vor Ort eine Bewertung 
vornehmen, welche Sicherungsvorkehrungen zu treffen sind. Die Bewertung sollte nicht nur Diebstahl, 
Vandalismus, Graffiti usw. berücksichtigen, sondern auch das unbefugte Betreten der Baustelle (insbesondere 
durch Kinder). 
Der Hauptauftragnehmer hat sicherzustellen, dass alle Tore jederzeit geschlossen und abgeschlossen sind. 

Bei Projekten unter der Bauleitung des Auftraggebers trifft dieser ebenfalls alle angemessenen Vorkehrungen, 
um unerlaubten Zugang von Personen zu den Anlagen zu verhindern. 

Schusswaffen und andere Waffen sind in allen Projekten, auf Baustellen und Anlagen des Auftraggebers 
untersagt, sofern sie nicht in den für ein Projekt geltenden technischen Spezifikationen für Wachschützer 
ausdrücklich aufgeführt sind. Arbeitern wird der Zutritt zu Betriebsstätten nicht gestattet, wenn vermutet oder 
festgestellt wird, dass sie in Besitz einer Schusswaffe oder sonstigen Waffe sind. 

5 .5. Arbeitstauglichkeit 
Der Hauptauftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen die Arbeitstauglichkeit einer Person für eine 
bestimmte Tätigkeit gewährleisten. Personen, die als Kranführer Fahr-, Steuer- und Überwachungstätigkeiten 
ausüben (in Deutschland gemäß ehemals G25), Arbeiten mit Lärmexposition (in Deutschland ehemals G20), 
müssen im Besitz einer aktuellen ärztliche Bescheinigung sein, die bestätigt, dass sie für die entsprechenden 
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Arbeiten tauglich sind. Diese Bescheinigung ist auf Anfrage des Auftragsgebers vorzulegen. Der weitere Bedarf 
an Untersuchungen ist anhand der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln. 

Der Konsum von Drogen und Alkohol ist bei der Arbeit in allen Projekten, auf den Baustellen und Anlagen des 
Auftraggebers streng verboten. Beschäftigten wird der Zutritt zum Standort/Projekt nicht gestattet, wenn 
feststeht oder der Verdacht besteht, dass sie unter Einfluss illegaler Drogen- oder Alkohol stehen. 

5 .6. Lärm 
Der Hauptauftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen die folgenden Maßnahmen durchführen, um den 
Lärmpegel während der Bau- und Betriebsphase des Projekts zu reduzieren und die internationalen Standards, 
die Baugenehmigungen und die Anforderungen des Eigentümers in Bezug auf Lärmemissionen zu erfüllen: 

- 
- 

Regelmäßige Inspektion und Wartung von Fahrzeugen und Ausrüstungen 
Maschinen, Luftkompressoren und Generatoren mit 'leisem', 'gedämpftem' oder 'schallgedämpftem' Betrieb 

sind vorzugsweise zu verwenden, sofern verfügbar 
- 
- 

Begrenzte Arbeitszeiten für besonders laute oder störende Tätigkeiten 
Optimale Auswahl von Entfernungen und Zufahrtswegen, um empfindliche Standorte wie Wohngebiete zu 

vermeiden 

In Bereichen oder bei der Nutzung von Maschinen, in denen übermäßiger Lärm auftreten kann, sind geeignete 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Bereitstellung von Gehörschutz hat sich an der Lärm- und Vibration- 
Arbeitsschutzverordnung orientieren. 

5 .7. Alleinarbeit 
Alleinarbeit stellt ein erhöhtes Risiko dar, insbesondere bei gefährlichen Tätigkeiten oder in isolierten Bereichen, 
da im Notfall schnelle Hilfe unter Umständen nicht unmittelbar verfügbar ist. Für Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer ergeben sich daraus besondere Pflichten unter anderem gemäß dem Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG), der DGUV Regel 112-139, den Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A1.3, A4.3). 

Grundsätzlich ist Alleinarbeit bei gefährlichen Tätigkeiten nur zulässig, wenn durch geeignete organisatorische, 
technische oder personenbezogene Maßnahmen sichergestellt ist, dass die Sicherheit und Gesundheit der 
allein arbeitenden Person nicht gefährdet werden. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind 
verpflichtet, vor Beginn der Alleinarbeit eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Dabei sind Art der Tätigkeit, 
mögliche Notfälle, Erreichbarkeit von Hilfe und psychische Belastungen zu berücksichtigen. Auf Grundlage 
dieser Beurteilung sind Schutzmaßnahmen festzulegen, die dokumentiert und regelmäßig überprüft werden 
müssen. 

Bei gefährlichen Tätigkeiten – wie dem Umgang mit Gefahrstoffen, Arbeiten in engen Räumen, auf hochgelegenen 
Arbeitsplätzen, mit Maschinen oder unter elektrischer Spannung – ist Alleinarbeit in der Regel nicht zulässig, es 
sei denn, es bestehen wirksame Überwachungs- und Notrufsysteme. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer müssen im Vorfeld prüfen, ob die Tätigkeit überhaupt für Alleinarbeit geeignet ist und ob 
gegebenenfalls organisatorische Alternativen (z.ꢀ B. Arbeit im Team) vorzuziehen sind. 
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Wird Alleinarbeit zugelassen, ist eine verlässliche Personenüberwachung sicherzustellen. Dies kann z.ꢀ B. durch 
regelmäßige Kontrollanrufe, Totmannschalter, Meldeeinrichtungen, mobile Notrufsysteme oder digitale 
Überwachungslösungen erfolgen. Die eingesetzten Systeme müssen jederzeit funktionsfähig sein, eine schnelle 
Alarmierung ermöglichen und im Notfall zielgerichtet Hilfe herbeiführen. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer tragen die Verantwortung dafür, dass diese Systeme korrekt eingerichtet, den Beschäftigten 
bekannt und funktionstüchtig sind. 

Die allein arbeitende Person muss für die jeweilige Tätigkeit ausreichend qualifiziert und unterwiesen sein. Sie 
muss in der Lage sein, auftretende Gefahrensituationen selbst zu erkennen, Erste-Hilfe-Maßnahmen einzuleiten 
und die vorgesehenen Notfallmechanismen zu bedienen. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind 
verpflichtet, eine schriftliche Unterweisung durchzuführen, die insbesondere die Notfallabläufe, 
Kommunikationswege und Verhalten bei Störungen umfasst. Diese Unterweisung ist zu dokumentieren und 
regelmäßig zu wiederholen. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben geeignete Notfallvorkehrungen zu treffen und für 
geeignete Kommunikationsmittel zu sorgen. Generell gilt es Alleinarbeit zu vermeiden. 

5 .8. Höhenarbeiten 
Arbeiten in der Höhe sind alle Tätigkeiten, bei denen Personen sich in einer Position befinden, aus der sie bei 
einem Sturz Verletzungen erleiden könnten. Für Auftragnehmer gelten in diesem Zusammenhang verbindliche 
Anforderungen gemäß dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), der 
DGUV Regel 112-198/199, den Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS 2121 Teil 1 und 4) sowie weiteren 
Vorschriften der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV). 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, vor der Durchführung von Höhenarbeiten eine 
Gefährdungsbeurteilung zu erstellen, in der Art, Umfang und Risiken der Arbeiten klar erfasst und geeignete 
Schutzmaßnahmen definiert werden. Arbeiten in der Höhe dürfen nur durchgeführt werden, wenn andere 
technische oder organisatorische Maßnahmen (z.ꢀ B. Arbeiten vom Boden aus, Einsatz von Hebebühnen) nicht 
möglich oder nicht zumutbar sind. Die Auswahl der Zugangstechnik (z.ꢀ B. Gerüst, Arbeitsbühne, Steigleiter oder 
Persönliche Schutzausrüstung gegen Absturz 
Gefährdungsbeurteilung. 

– PSAgA) richtet sich nach den Ergebnissen der 

Nur fachlich unterwiesenes und geeignetes Personal darf Arbeiten in der Höhe ausführen. Der Auftragnehmer 
und seine Nachunternehmer haben dafür zu sorgen, dass alle Beschäftigten regelmäßig unterwiesen werden, 
insbesondere in der richtigen Nutzung von Absturzsicherungen, Rettungstechniken und der Beurteilung von 
Gefahren. Bei Verwendung von PSAgA ist zusätzlich eine praxisnahe Unterweisung mit Anprobe, Anpassung und 
Übung der Ausrüstung erforderlich. Die eingesetzten Personen müssen, körperlich in der Lage sein, 
Höhenarbeiten sicher durchzuführen. Diese Fähigkeit ist durch eine arbeitsmedizinische Untersuchung 
sicherzustellen und von einem Arbeitsmediziner zu bescheinigen. 

Gerüste, Leitern, Hebebühnen oder andere Zugangs- und Arbeitsplatzsysteme müssen vor dem Einsatz auf ihre 
Standsicherheit, ordnungsgemäße Montage und Unversehrtheit geprüft werden. Gerüste dürfen nur verwendet 
werden, wenn sie fachgerecht aufgebaut und von einer befähigten Person abgenommen wurden. Bei mobilen 
Arbeitsbühnen ist die Bedienung ausschließlich durch geschultes Personal mit gültigem Bedienerausweis 
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zulässig. Alle eingesetzten Systeme müssen den jeweils geltenden Normen (z.ꢀ B. DIN EN 1004 für Fahrgerüste) 
und Sicherheitsanforderungen entsprechen. 

Bei Einsatz von Persönlicher Schutzausrüstung gegen Absturz (z.ꢀ B. Auffanggurte, Verbindungsmittel, 
Höhensicherungsgeräte) muss sichergestellt sein, dass die Anschlagpunkte ausreichend tragfähig, korrekt 
positioniert und eindeutig gekennzeichnet sind. Die PSAgA ist regelmäßig, mindestens einmal jährlich, durch 
eine sachkundige Person zu prüfen und muss in technisch einwandfreiem Zustand sein. Eigenmächtige 
Veränderungen oder Improvisationen an der Ausrüstung sind streng untersagt. 

Witterungseinflüsse wie Wind, Regen, Schnee oder Eis können die Sicherheit bei Höhenarbeiten erheblich 
beeinträchtigen. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben daher sicherzustellen, dass bei 
ungeeigneten Wetterbedingungen keine Arbeiten in der Höhe durchgeführt werden. Ebenso sind regelmäßige 
Sichtkontrollen der eingesetzten Ausrüstung während der Nutzung durchzuführen, um etwaige Schäden 
frühzeitig zu erkennen. 

5 .9. Gerüste und Zugangswege zu Höhenarbeiten 
Vorübergehende Zugangswege und Gerüststrukturen müssen den Anforderungen der länderspezifischen 
Vorschriften und Branchenrichtlinien entsprechen. In Deutschland müssen unter anderem die Regelungen nach 
DGUV Regel 112-198, PSA- Benutzerverordnung und DGUV Information 201-011 zur Anwendung gebracht 
werden. 

Für geplante Gerüste sind eine standortspezifische Arbeitsanweisung und Gefährdungsbeurteilung spätestens 
7 Tage vor Beginn der Arbeiten auf der Baustelle der HSSE-Abteilung des Auftraggebers vorzulegen. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, für alle Höhenarbeiten geeignete und sichere 
Gerüste sowie sichere Zugangswege bereitzustellen und deren Einhaltung sicherzustellen. Gerüste müssen vor 
der Nutzung durch befähigte Personen geprüft und freigegeben werden. Sie sind so zu planen und zu errichten, 
dass sie den statischen Anforderungen genügen, ausreichend standsicher sind und den Belastungen durch 
Personen, Werkzeuge und Materialien standhalten. 
Die Zugangswege zu den Arbeitsplätzen in der Höhe müssen jederzeit frei, rutsch- und sturzsicher sein. Leitern, 
Treppen oder Aufstiege auf dem Gerüst sind so zu gestalten, dass sie den sicheren Auf- und Abstieg 
gewährleisten. Alle Zugänge sind gut auszuleuchten und bei Bedarf mit Geländern oder Absturzsicherungen zu 
versehen. 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen sicherstellen, dass nur qualifizierte und unterwiesene 
Beschäftigte Gerüste betreten und nutzen. Das Tragen persönlicher Schutzausrüstung gegen Absturz (PSAgA), 
wie Auffanggurte und Verbindungsmittel, ist dort verpflichtend, wo Absturzgefahren bestehen und technische 
Schutzmaßnahmen nicht ausreichen. 

Gerüste und Treppenaufstiege sind mit einem Schild auszustatten, auf dem das Datum der Aufstellung und 
Prüfungen vermerkt ist. Die Schilder müssen an allen Zugangspunkten an dem Gerüst/Treppenaufstieg befestigt 
werden. Ein Gerüst darf unter keinen Umständen von einer anderen Person als einem fachkundigen Gerüstbauer 
verändert werden. 
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Während der gesamten Nutzungsdauer sind Gerüste regelmäßig auf ihre Sicherheit zu überprüfen, insbesondere 
nach Witterungseinflüssen oder nach Änderungen und Umbauten. Schäden oder Mängel müssen unverzüglich 
behoben und gegebenenfalls die Nutzung unterbunden werden. 

Darüber hinaus sind Gerüste und Zugangswege gegen unbefugten Zutritt zu sichern, um Unfälle durch Personen, 
die nicht für die Nutzung freigegeben sind, zu verhindern. 

5 .10. Enge Räume 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben im Zuge der Risikobewertung eine Einschätzung zu 
treffen, ob es sich bei dem konkreten Arbeitsbereich, um einen engen Raum handelt. Ein solcher liegt vor, wenn 
aufgrund von ihrer räumlichen Enge, von zu geringem Luftaustausch oder der in ihnen befindlichen bzw. 
eingebrachten Stoffe, Gemische, Verunreinigungen oder Einrichtungen besondere Gefährdungen bestehen oder 
entstehen können, die über das üblicherweise an Arbeitsplätzen herrschende Gefahrenpotenzial deutlich 
hinausgehen. Bei der Entscheidungsfindung ist die DGUV Regel 113-004 heranzuziehen. 

Wenn diese Einschätzung zutrifft, hat der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer geeignete 
Schutzmaßnahmen zu definieren und im Erlaubnisschein festzuhalten. Auch die Verwendung von Gas- 
Messgeräten und der Einsatz von geschultem Personal nach DGUV Grundsatz 313-002 ist möglich. 

5 .11. Absperrungen, Schutzeinrichtungen, Abdeckungen und Hinweisschilder 
Für Auftragnehmer und ihre Nachunternehmer ergeben sich eine klare Verpflichtung zur Einhaltung gesetzlicher 
Vorschriften, insbesondere des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG), der Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV), der Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) sowie der einschlägigen DGUV-Vorschriften, 
z.ꢀ B. Regel 100-500. 

Absperrungen sind dort einzurichten, wo ein unmittelbares Risiko für Personen besteht – etwa durch Baugruben, 
Absturzkanten, Verkehrswege, Arbeitsbereiche mit Maschinenbetrieb oder Bereiche mit gefährlichen Stoffen. 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass solche 
Gefahrenbereiche klar erkennbar, eindeutig gekennzeichnet und durch geeignete physische Barrieren 
abgesichert sind. Die Art der Absperrung (z.ꢀ B. Ketten, Zäune, Gitter, mobile Absperrsysteme) muss sich nach 
der Gefährdung und der Aufenthaltsdauer richten. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer dürfen ohne 
Erlaubnis des Bauleiters und des für die Absperrung verantwortlichen Auftragnehmers/ Vorarbeiters oder der 
Betriebsführung bei Service & Wartungstätigkeiten keine Absperrungen, Schutz-vorrichtungen, Abdeckungen 
oder Hinweisschilder verschieben, die von anderen errichtet wurden. 

Schutzeinrichtungen an Maschinen und Anlagen – etwa Schutzhauben, Not-Aus-Schalter, Lichtschranken oder 
Sicherheitsverriegelungen – dürfen nicht entfernt, manipuliert oder überbrückt werden. Der Auftragnehmer und 
seine Nachunternehmer sind dafür verantwortlich, dass alle eingesetzten Maschinen mit vollständigen und 
funktionsfähigen Schutzeinrichtungen betrieben werden. Vor Inbetriebnahme sind diese auf ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen. Wartungs- oder Reparaturarbeiten an solchen Geräten dürfen nur durch befugtes Personal und unter 
Einhaltung aller Sicherheitsvorkehrungen (z.ꢀ B. Lockout/Tagout) erfolgen. Ein Arbeiten mit geöffneter 
Schutzeinrichtung ist strikt untersagt, sofern keine spezielle Freigabe unter besonderen Schutzmaßnahmen 
erfolgt. 
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Abdeckungen, z.ꢀ B. über Gruben, Öffnungen, Schächten oder beweglichen Teilen, müssen stets stabil, 
rutschhemmend, tragfähig und gegen unbeabsichtigtes Entfernen gesichert sein. Sie dienen sowohl dem Schutz 
vor Stürzen als auch der Vermeidung von Fremdkörpern oder Flüssigkeiten in technischen Anlagen. Der 
Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, Abdeckungen regelmäßig auf Beschädigungen 
und ordnungsgemäßen Sitz zu prüfen und bei Bedarf sofort instand zu setzen oder auszutauschen. 

Hinweisschilder und Sicherheitskennzeichnungen sind ein wesentlicher Bestandteil der betrieblichen 
Gefahrenkommunikation. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben dafür zu sorgen, dass alle 
relevanten Warn-, Gebots-, Verbots- und Rettungszeichen gemäß der ASR A1.3 / DIN EN ISO 7010 gut sichtbar 
und dauerhaft angebracht sind bzw. nicht entfernt werden. Dazu gehören beispielsweise Hinweise auf 
elektrische Spannung, persönliche Schutzausrüstung, Fluchtwege, Löschmittel oder das Verbot des Zutritts für 
Unbefugte. Provisorische oder handschriftliche Hinweise sind unzulässig, sofern nicht im Ausnahmefall 
kurzfristig und in Absprache mit dem Auftraggeber notwendig. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer tragen die Verantwortung dafür, dass alle Schutzmaßnahmen 
in ihrem vorgesehenen Zustand verbleiben und ordnungsgemäß genutzt werden. Das Entfernen oder Missachten 
von Absperrungen, Schildern oder Schutzeinrichtungen gilt als grober Verstoß gegen die HSSE-Regeln und kann 
zu schwerwiegenden arbeitsrechtlichen und sicherheitstechnischen Konsequenzen führen. Werden Mängel 
festgestellt, ist der Auftraggeber unverzüglich zu informieren und der betroffene Bereich sofort zu sichern. 

5 .12. Erdarbeiten 
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben die Anforderungen bestehend aus dem 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der Baustellenverordnung (BaustellV), der DIN 4124 „Standsicherheit von 
Böschungen“, den Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A1.8 „Verkehrswege“) sowie den einschlägigen 
DGUV Vorschriften, z.B. DGUV Vorschrift 38 umzusetzen. 

Vor Beginn der Erdarbeiten haben der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer eine umfassende 
Gefährdungsbeurteilung zu erstellen, die insbesondere die Standsicherheit der Böschungen, die Beschaffenheit 
des Bodens, die Nähe zu bestehenden Bauwerken oder Versorgungsleitungen, sowie mögliche 
Grundwassereinwirkungen berücksichtigt. Diese Gefährdungseinschätzung bildet die Grundlage für alle 
weiteren Schutzmaßnahmen und muss mit dem Auftraggeber abgestimmt werden. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, geeignete Absperrungen und 
Warnmarkierungen zu errichten, um den Arbeitsbereich gegen unbefugten Zutritt zu sichern und andere 
Beschäftigte oder Dritte vor Gefahren durch Erdrutsche oder einfallende Materialien zu schützen. Dabei sind die 
aktuellen Vorgaben zur Sicherung von Gruben und Baugruben strikt einzuhalten. Absperrband stellt keine 
angemessene Absicherung dar. Falls die Baustelle schlecht beleuchtet ist oder die Erdarbeiten sich in 
unmittelbarer Nähe zu Verkehrswegen befinden, dann muss die Absperrungen leicht sichtbar und reflektierend 
sein oder mit reflektierendem Material beklebt sein. 

Die Erdarbeiten dürfen nur von qualifiziertem Personal durchgeführt werden, das in die speziellen Gefahren 
unterwiesen wurde. 

Besondere Vorsicht ist beim Umgang mit unterirdischen Leitungen wie Gas, Wasser, Strom oder 
Telekommunikation geboten. Vor Aufnahme der Arbeiten müssen diese Leitungen vom Auftragnehmer und 
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seinen Nachunternehmern lokalisiert und markiert werden. Schäden an Versorgungsleitungen sind umgehend 
zu melden und bergen erhebliche Sicherheitsrisiken, weshalb ein sofortiger Stopp der Arbeiten und Rücksprache 
mit dem Auftraggeber erforderlich ist. 

Der Einsatz von Maschinen und Geräten ist nur unter Berücksichtigung der jeweiligen Betriebsanleitungen und 
Sicherheitsvorgaben erlaubt. Wartung und regelmäßige Prüfung der Geräte sind durch den Auftragnehmer und 
seine Nachunternehmer sicherzustellen, um technische Defekte, die zu Unfällen führen können, zu vermeiden. 

Bei Arbeiten in tieferen Gruben oder Gräben sind Maßnahmen zur Sicherung der Grubenwände, wie Verbau oder 
Abstützungen, zu ergreifen, um Einsturzrisiken auszuschließen. Die Zugänge zu den Arbeitsgruben müssen 
sicher gestaltet sein, um Gefahren beim Ein- und Ausstieg zu vermeiden. 

5 .13. Arbeitsmittel 
Für Auftragnehmer und seine Nachunternehmer ergeben sich umfassende Pflichten gemäß dem 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), den Technischen Regeln für 
Betriebssicherheit (TRBS) sowie den geltenden Regelwerken der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV). 

Grundsätzlich dürfen Arbeitsmittel nur verwendet werden, wenn sie dem Stand der Technik entsprechen, sowie 
für die vorgesehene Tätigkeit geeignet, technisch sicher und ordnungsgemäß geprüft sind. Der Auftragnehmer 
und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, sicherzustellen, dass alle eingesetzten Arbeitsmittel den 
geltenden gesetzlichen und sicherheitstechnischen Anforderungen entsprechen und regelmäßig durch 
befähigte Personen geprüft werden. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind zu dokumentieren und müssen auf 
Verlangen dem Auftraggeber vorgelegt werden. Dabei gelten für bestimmte Arbeitsmittel spezifische Prüffristen 
und -inhalte, wie sie in der BetrSichV und den TRBS, insbesondere der TRBS 1201, definiert sind. 

Vor der ersten Inbetriebnahme sowie vor dem jeweiligen Einsatz müssen der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer gewährleisten, dass eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 BetrSichV vorliegt, in der alle 
Risiken im Zusammenhang mit dem jeweiligen Arbeitsmittel ermittelt und geeignete Schutzmaßnahmen 
festgelegt sind. Daraus abgeleitet sind Betriebsanweisungen zu erstellen, die den Beschäftigten zur Verfügung 
zu stellen und regelmäßig zu unterweisen sind. Diese Unterweisungen müssen mindestens einmal jährlich sowie 
bei besonderen Anlässen – z.ꢀ B. Einführung eines neuen Arbeitsmittels oder nach Unfällen – durchgeführt und 
dokumentiert werden. Nur unterwiesene, geeignete und gegebenenfalls besonders qualifizierte Personen dürfen 
Arbeitsmittel bedienen. 

Der sichere Zustand der Arbeitsmittel ist während der gesamten Einsatzdauer zu gewährleisten. Dazu zählen 
regelmäßige Sichtprüfungen vor der Benutzung, die Kontrolle von Schutzeinrichtungen wie Abdeckungen, Not- 
Aus-Schaltern oder Sicherheitsverriegelungen sowie die Sicherstellung der Vollständigkeit und 
Funktionsfähigkeit aller sicherheitsrelevanten Komponenten. Werden Mängel festgestellt, so ist das betreffende 
Arbeitsmittel sofort außer Betrieb zu nehmen. Eine Weiterverwendung ist erst nach fachgerechter 
Instandsetzung und erneuter Prüfung zulässig. 

Bei der Verwendung von Arbeitsmitteln haben der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer zudem dafür zu 
sorgen, dass die Arbeitsumgebung sicher und geeignet ist. Dazu gehören ausreichende Beleuchtung, sichere 
Standflächen, Schutz vor Witterungseinflüssen und gegebenenfalls Absperrungen oder Warnhinweise zur 
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Vermeidung von Gefährdungen Dritter. Arbeitsmittel dürfen nur bestimmungsgemäß verwendet werden; 
zweckentfremdeter Einsatz oder unsachgemäße Umbauten sind ausdrücklich untersagt. 

Im Rahmen der HSSE-Vorgaben ist auch der sichere Transport, die Lagerung und die Wartung von Arbeitsmitteln 
zu organisieren. Geräte müssen so transportiert und gelagert werden, dass sie nicht beschädigt werden können 
und jederzeit sicher einsatzbereit sind. Für Wartungsarbeiten gelten erhöhte Anforderungen: Sie dürfen nur von 
befugtem Fachpersonal durchgeführt werden und müssen durch geeignete Maßnahmen wie Abschaltung, 
Verriegelung und Kennzeichnung gegen unbeabsichtigtes Einschalten abgesichert werden (z.ꢀ B. LOTO- 
Verfahren). 

5.13.1. Leitern und Tritte 
Für Auftragnehmer und/ oder Nachunternehmer, die im Rahmen ihrer Tätigkeiten Leitern und Tritte einsetzen, 
gelten verbindliche Anforderungen nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), der Technischen Regel für Betriebssicherheit TRBS 2121 Teil 2, sowie 
den einschlägigen Regelwerken der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), insbesondere der 
DGUV Information 208-016. 

Grundsätzlich dürfen Leitern und Tritte nur dann verwendet werden, wenn der Einsatz technisch erforderlich und 
alternativlos ist. Die TRBS 2121 Teil 2 legt ausdrücklich fest, dass Leitern als Zugangsmittel oder Arbeitsmittel 
nur verwendet werden dürfen, wenn die Tätigkeit von einer sicheren Standposition aus durchgeführt werden kann 
und die Verweildauer auf der Leiter kurz ist. Wo immer möglich, sind sicherere Alternativen wie Gerüste, 
Hubarbeitsbühnen oder Arbeitsplattformen zu verwenden. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen gewährleisten, dass nur unterwiesene Beschäftigte 
Leitern und Tritte benutzen. Die Unterweisung hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen und muss die Auswahl, 
Prüfung, sichere Nutzung und Lagerung der Leitern beinhalten. Dabei ist auch zu vermitteln, dass auf Leitern 
keine schweren Lasten transportiert werden dürfen und Arbeiten mit Werkzeugen, bei denen hohe Kräfte wirken, 
von Leitern aus zu unterlassen sind. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass nur sichere, 
unbeschädigte und geprüfte Leitern und Tritte verwendet werden. Vor jedem Einsatz ist durch den Nutzer eine 
Sichtprüfung durchzuführen. Darüber hinaus müssen Leitern regelmäßig durch eine befähigte Person geprüft 
werden, mindestens einmal jährlich. Die Prüfung ist zu dokumentieren, und die Leitern sind mit einer 
Kennzeichnung der nächsten fälligen Prüfung zu versehen. 

Alle eingesetzten Leitern und Tritte müssen den geltenden Normen entsprechen (z.ꢀ B. DIN EN 131 für tragbare 
Leitern). Eigenbauten, beschädigte oder umfunktionierte Leitern dürfen nicht verwendet werden. Der 
Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben sicherzustellen, dass geeignete Leitertypen für die jeweilige 
Arbeit bereitgestellt werden – z.ꢀ B. Anlegeleitern, Stehleitern oder Mehrzweckleitern – und dass deren 
Einsatzbereich klar definiert ist. 

Die sichere Handhabung ist ebenfalls verpflichtend. Leitern sind auf tragfähigem, ebenem Untergrund 
standsicher aufzustellen, gegen Umfallen oder Wegrutschen zu sichern und so zu positionieren, dass sie 
jederzeit sicher bestiegen und verlassen werden können. Anlegeleitern müssen im richtigen Neigungswinkel (ca. 
65–75 Grad) aufgestellt und ggf. zusätzlich befestigt oder gegen Verrutschen gesichert werden. Die Verwendung 
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in Durchgangsbereichen, auf Verkehrswegen oder bei starkem Wind ist untersagt, es sei denn, es sind geeignete 
Schutzmaßnahmen getroffen worden. 

Für den Transport und die Lagerung ist sicherzustellen, dass Leitern und Tritte beschädigungsfrei, trocken und 
sicher aufbewahrt werden. Unsachgemäße Lagerung, etwa im Freien oder auf dem Boden, ist unzulässig, da 
dadurch Materialschäden entstehen können, die die Sicherheit beeinträchtigen. 

Wird festgestellt, dass eine Leiter beschädigt oder nicht mehr betriebssicher ist, so ist diese sofort auszusondern 
und gegen weitere Benutzung zu sichern. Ein Weiterbetrieb ist erst nach Instandsetzung und erneuter Prüfung 
durch eine befähigte Person zulässig. 

5.13.2. Elektrische Arbeitsmittel 
Für Auftragnehmer und Nachunternehmer, die elektrischen Betriebsmittel auf Baustellen einsetzen, gelten 
dabei verbindliche Anforderungen gemäß dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), der DGUV Vorschrift 3 (ehemals BGV A3) sowie den einschlägigen 
technischen Regeln, insbesondere den DIN VDE-Normen. 

Grundsätzlich dürfen elektrische Betriebsmittel nur eingesetzt werden, wenn sie den geltenden 
Sicherheitsanforderungen entsprechen und regelmäßig geprüft wurden. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer sind verpflichtet sicherzustellen, dass alle eingesetzten Geräte – vom Verlängerungskabel 
über Leuchten und Verteilungen bis hin zu stationären Maschinen – sich in einem einwandfreien technischen 
Zustand befinden. Elektrische Betriebsmittel müssen entsprechend den Vorgaben der DGUV Vorschrift 3 in 
festgelegten Intervallen durch eine befähigte Elektrofachkraft oder unter deren Leitung geprüft werden. Das 
Prüfergebnis ist nachvollziehbar zu dokumentieren und mit einer Prüfplakette am Gerät kenntlich zu machen. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen sicherstellen, dass elektrische Betriebsmittel 
ausschließlich von geschultem und unterwiesenem Personal verwendet werden. Die Unterweisung muss den 
korrekten Umgang, die Gefahren elektrischer Energie, Erste-Hilfe-Maßnahmen bei Stromunfällen sowie die 
Verhaltensregeln bei Störungen oder Beschädigungen umfassen. Diese Unterweisungen sind regelmäßig, 
mindestens jedoch jährlich und bei der Erstinbetriebnahme, durchzuführen und zu dokumentieren. 

Ein besonderes Augenmerk liegt auf dem sicheren Anschluss und Betrieb der Geräte. Elektrische Betriebsmittel 
dürfen nur an dafür vorgesehenen Stromquellen betrieben werden. Adapter, selbstgebaute Verteiler oder 
provisorische Anschlüsse sind unzulässig. Kabel und Leitungen sind so zu verlegen, dass sie keine Stolpergefahr 
darstellen, nicht mechanisch beschädigt werden können und keinen Hitze- oder Feuchtigkeitseinflüssen 
ausgesetzt sind. In feuchten oder nassen Umgebungen dürfen nur schutzisolierte oder für diese Bedingungen 
zugelassene Geräte (z.ꢀ B. mit Schutzart IP44 oder höher) eingesetzt werden. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben auch die Verantwortung, die elektrotechnische 
Umgebung zu beurteilen. Bei Arbeiten in der Nähe spannungsführender Teile, in explosionsgefährdeten 
Bereichen oder unter beengten Raumverhältnissen sind besondere Schutzmaßnahmen erforderlich. Dazu 
zählen beispielsweise die Verwendung von Schutzkleinspannung (SELV/PELV), die Anwendung von 
Trenntransformatoren oder die Abstimmung der Maßnahmen mit der verantwortlichen Elektrofachkraft (VEFK) 
des Auftraggebers. Die Arbeiten in solchen Bereichen dürfen ausschließlich von Elektrofachkräften oder unter 
deren Aufsicht durchgeführt werden. 
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Im Rahmen der HSSE-Vorgaben des Auftraggebers sind elektrische Betriebsmittel bei Beschädigung, 
ungewöhnlichem Verhalten (z.ꢀ B. Geruch, Geräusche, Wärmeentwicklung) oder im Verdachtsfall sofort außer 
Betrieb zu nehmen. Eine Weiterverwendung darf erst nach einer erfolgreichen Prüfung durch eine befähigte 
Person erfolgen. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, dem Auftraggeber 
sicherheitsrelevante Vorfälle umgehend zu melden. 

Darüber hinaus müssen alle elektrischen Betriebsmittel, während der Nichtverwendung spannungsfrei 
geschaltet oder gegen unbeabsichtigte Inbetriebnahme gesichert werden. Dies gilt insbesondere außerhalb der 
Arbeitszeiten oder bei Tätigkeitsunterbrechungen. 

Ferner sind auch die Kennzeichnung, Lagerung und der Transport elektrischer Betriebsmittel Teil der 
Verantwortung des Auftragnehmers und seiner Nachunternehmer. Geräte müssen eindeutig identifizierbar und 
gegen Beschädigung geschützt aufbewahrt werden. Provisorische Lagerung auf dem Boden, in feuchten 
Bereichen oder ohne Schutz vor mechanischer Einwirkung ist unzulässig. 

5.13.3. Handwerkzeuge 
Grundvoraussetzung für die Nutzung von Handwerkzeugen ist, dass diese sich in einem technisch einwandfreien 
Zustand befinden. Auftragnehmer und ihre Nachunternehmer haben sicherzustellen, dass Werkzeuge 
regelmäßig sichtgeprüft werden und keine erkennbare Beschädigung oder übermäßige Abnutzung aufweisen. 
Werkzeuge mit sicherheitsrelevanten Mängeln dürfen nicht verwendet werden und sind sofort auszusondern. 
Zudem müssen alle eingesetzten Werkzeuge den geltenden Normen und Sicherheitsanforderungen entsprechen 
– bei elektrischen Geräten z.ꢀ B. der DIN EN 60745 bzw. den Vorgaben der Hersteller. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, ihre Beschäftigten über die sichere 
Handhabung der verwendeten Werkzeuge zu unterweisen. Dies umfasst nicht nur den sachgerechten Gebrauch, 
sondern auch die Auswahl geeigneter Werkzeuge für die jeweilige Tätigkeit. Insbesondere beim Einsatz von 
Maschinenwerkzeugen wie Trennschleifern, Bohrmaschinen, Nietgeräten oder handgeführten 
Schleifmaschinen ist eine Einweisung durch fachkundiges Personal erforderlich. Die Unterweisung muss 
dokumentiert und mindestens jährlich wiederholt werden. 

Ein weiterer zentraler Aspekt der HSSE-Vorgaben des Auftraggebers betrifft den ordnungsgemäßen Zustand des 
Einsatzortes und die Arbeitsumgebung. Handwerkzeuge dürfen nur auf geeigneten Arbeitsflächen, unter 
sicheren Bedingungen und mit ausreichender Beleuchtung verwendet werden. Arbeiten in 
explosionsgefährdeten Bereichen oder in der Nähe entzündlicher Stoffe erfordern besondere 
Vorsichtsmaßnahmen und bedürfen gegebenenfalls eine zusätzliche Genehmigung nach dem Freigabesystem 
des Auftraggebers. 

Auch hinsichtlich der Lagerung und des Transports von Werkzeugen sind HSSE-Anforderungen des 
Auftraggebers zu beachten. Werkzeuge sind sicher, geordnet und geschützt vor Witterungseinflüssen und 
mechanischen Beschädigungen aufzubewahren. Scharfkantige oder schwere Werkzeuge dürfen nicht lose 
transportiert oder in unsicheren Behältern mitgeführt werden, um Verletzungsgefahren zu vermeiden. Im 
Zusammenhang mit der Nutzung von Handwerkzeugen, sind hierbei insbesondere das Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG), die Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) sowie die DGUV-Regel 100-500 und weitere relevante 
Vorschriften der gesetzlichen Unfallversicherungsträger einzuhalten. 

22 



  
  

Verfahrensanweisung 
Date: 18.03.2025 

Vers. 1 
HSSE-Anforderungen an Fremdfirmen 

Doc-Nr. HSE_250318_DE_HSSE-Anforderungen 
Fremdfirmen 

5 .14. Fahrzeuge, Mobile Anlagen 
Grundsätzlich dürfen Fahrzeuge, Baumaschinen, mobile Arbeitsmittel und Kräne nur von qualifizierten und 
unterwiesenen Personen betrieben werden. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen 
sicherstellen, dass alle eingesetzten Bediener eine gültige und anerkannte Befähigung zum Führen der jeweiligen 
Geräte besitzen. Hierzu zählen z.ꢀ B. ein Fahrausweis für Flurförderzeuge, eine Kranscheinausbildung oder 
spezielle Einweisungen für Erdbaumaschinen. Die Nachweise sind auf Verlangen jederzeit vorzulegen. 

Vor dem Einsatz ist der betriebsbereite Zustand der Geräte sicherzustellen. Dies umfasst eine tägliche Sicht- und 
Funktionsprüfung durch den Bediener sowie die Durchführung der wiederkehrenden Prüfungen durch eine 
befähigte Person gemäß den Vorgaben der BetrSichV und der entsprechenden DGUV-Regeln (z.ꢀ B. DGUV 
Vorschrift 52 für Krane). Prüfprotokolle sind zu dokumentieren und dem Auftraggeber bei Bedarf zugänglich zu 
machen. 

Im Rahmen der HSSE-Vorgaben des Auftraggebers ist außerdem die Verkehrssicherheit auf der Baustelle 
sicherzustellen. Auftragnehmer und ihre Nachunternehmer müssen sich an vorgegebene Verkehrsregelungen 
halten, etwa an definierte Fahrwege, Tempolimits, Sperrzonen und Vorrangregelungen. Fahrzeuge sind immer in 
Fluchtrichtung zu parken. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer werden sicherstellen, dass nur 
Fahrzeuge mit Fahrerkabine oder Überrollbügel eingesetzt werden. Während der Fahrt besteht Anschnallpflicht 
für alle Insassen. Die Benutzung von Mobiltelefonen ohne Freisprecheinrichtung ist während der Fahrt untersagt. 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, Maßnahmen zur Vermeidung von Unfällen und Kollisionen zu treffen, etwa 
durch den Einsatz von Einweisern, akustischen und optischen Warnsignalen sowie geeigneter 
Kommunikationstechnik. In sensiblen Bereichen kann der Auftraggeber das Führen von Fahrzeugen oder 
Maschinen ohne Begleitung untersagen. 

Umweltschutzaspekte sind ebenfalls zu berücksichtigen. Leckagen von Hydraulikflüssigkeiten, Kraftstoffen oder 
Ölen sind unverzüglich der HSSE-Abteilung des Auftraggebers zu melden und fachgerecht zu beseitigen. 
Entsprechende Umwelt- und Notfallmaßnahmen sind vorzuhalten, insbesondere bei Arbeiten in 
Wasserschutzgebieten oder auf sensiblen Bodenflächen. Hier greifen zusätzlich Regelungen aus dem 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie die Vorschriften zur Lagerung und Handhabung wassergefährdender 
Stoffe (AwSV). 

5 .15. Hebevorgänge 
Besonderes Augenmerk gilt dem Einsatz von mobilen Kränen und Hebezeugen. Vor jedem Hebevorgang ist eine 
Auswahl geeigneter Anschlagmittel und Sicherungseinrichtungen vorzunehmen. Darüber hinaus ist eine 
ortsbezogene Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Der Einsatz großer Kräne oder spezieller Hebezeuge ist 
dem Auftraggeber frühzeitig anzuzeigen. In der Regel ist hierfür eine gesonderte Freigabe einzuholen sowie ein 
detaillierter Hebeplan durch den Auftragnehmer und/ oder seiner Nachunternehmer zu erstellen und dem 
Auftraggeber vorzulegen. 

Alle Kran-, Hebe- und Anschlagarbeiten müssen in Übereinstimmung mit den geltenden lokalen gesetzlichen 
Vorgaben durchgeführt werden. Im Rahmen eines standardisierten Hebeprogramms sind klare Rollen und 
Verantwortlichkeiten für alle beteiligten Personen – insbesondere für Aufsichtspersonen, Kranführer, Anschläger 
und Einweiser – zu definieren und zu kommunizieren. Es ist sicherzustellen, dass alle Kranführer und Anschläger 
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ausreichend geschult und qualifiziert sind. Sie müssen in der Lage sein, das jeweils eingesetzte Gerät sicher zu 
bedienen und dessen Steuerung, Begrenzungen sowie sicherheitsrelevante Funktionen zu kennen und 
anzuwenden. 

Zum Schutz der Beschäftigten sind klare Kriterien für die Einrichtung von Sperrzonen festzulegen. Diese betreffen 
insbesondere den Bereich des Gegengewichts mobiler Kräne, die Lastwegführung und den gesamten 
Hebebereich. Auch für den direkten Umgang mit Lasten („hands-on“) sowie die Stabilität der Last während der 
Bewegung sind spezifische Anforderungen zu berücksichtigen. 

Jeder Hebevorgang ist im Vorfeld sorgfältig zu bewerten. Für sogenannte kritische Hebevorgänge, bei denen 
beispielsweise die zu hebende Last mehr als 75ꢀ Prozent der Nennlast des eingesetzten Krans beträgt 
(ausgenommen bei stationären Hallen- oder Portalkranen), oder bei denen die Last die maximale Tragfähigkeit 
eines stationären Portalkrans überschreiten könnte oder bei denen zwei oder mehr Kräne gleichzeitig für 
denselben Hub eingesetzt werden, gelten besondere Anforderungen. 

Für alle kritischen Hebevorgänge ist zwingend ein ausführlicher Hebeplan zu erstellen. Ein vollständiger 
Hebeplan muss unter anderem die geplante Positionierung des Krans sowie Angaben zu angrenzenden 
Bauwerken, unterirdischen oder überirdischen Versorgungsleitungen, öffentlichem und betrieblichem Verkehr 
und weiteren Arbeitsvorgängen innerhalb eines Radius von mindestens 150ꢀ Prozent der Auslegerlänge des Krans 
enthalten. Ebenso sind Angaben zu Stellflächen von Begleitfahrzeugen und Gerätschaften sowie zu möglichen 
Gefahren in der Umgebung wie Schächte, Baugruben, Verkehrswege oder andere Betriebsmittel zu machen. 

Im Vorfeld des Hebevorgangs sind geeignete Prüfmaßnahmen wie Sichtkontrollen, Funktionstests und – wenn 
notwendig – Lastproben oder Testhübe durchzuführen. Zudem müssen Maßnahmen getroffen werden, um zu 
verhindern, dass sich unbefugte Personen im Bereich unter schwebenden Lasten aufhalten. 

Bei kritischen Hebevorgängen ist der Hebeplan durch zusätzliche Angaben zu ergänzen. Dazu zählen unter 
anderem technische Spezifikationen des eingesetzten Krans und Anschlagmittels, eine zeichnerische 
Darstellung des Hebevorgangs inkl. Angaben zur Hubhöhe, zur Ausladung, des Lastwegs, des Lastdiagramms, 
des Lastgewichts, zur Auslastung der Kranleistung in Prozent sowie der verwendeten Anschlagmittel und 
Befestigungspunkte. Darüber hinaus sind alle beteiligten Personen, die Kommunikationsmittel sowie die 
Bodenverhältnisse festzuhalten und zu dokumentieren. Auch meteorologische Anforderungen, mögliche 
Notablagepunkte entlang des Lastwegs sowie besondere Verfahren für das Heben von Personen – falls 
erforderlich – sind im Plan zu berücksichtigen. 

Alle erstellten Hebepläne sind vor Durchführung des Hebevorgangs auf ihre Plausibilität und technische 
Richtigkeit zu prüfen. Eine ingenieurtechnische Bewertung ist insbesondere dann erforderlich, wenn es sich um 
einen kritischen Hebevorgang handelt, wenn Anschlagmittel modifiziert oder abweichend vom Hersteller 
verwendet werden, wenn selbstgefertigte Komponenten eingesetzt werden oder wenn tragende Bauteile zur 
Lastaufnahme verwendet werden, deren Tragfähigkeit nicht eindeutig nachgewiesen ist. 

Vor jedem Einsatz müssen Sicht- und Funktionsprüfungen aller Kräne, Hebezeuge und Anschlagmittel 
durchgeführt werden. Zusätzlich sind regelmäßige Inspektionen entsprechend den Herstellervorgaben 
umzusetzen. Darüber hinaus sind Lasttests durchzuführen, um die Balance der Last sicherzustellen, bevor diese 
bewegt wird. 
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Zum Schutz aller Beteiligten ist es strengstens untersagt, Lasten über Personen hinweg zu bewegen oder diese 
auf bewegten oder schwebenden Lasten mitzuführen. Ebenso ist es verboten, sich unter einer schwebenden 
Last aufzuhalten. 

Besondere Vorsicht ist auch bei Hebevorgängen unter schwierigen Umweltbedingungen wie starkem Wind, 
Regen oder auf unebenem Gelände geboten. In solchen Fällen sind geeignete zusätzliche Sicherheits- 
maßnahmen zu ergreifen. 

5 .16. Arbeiten mit Gefahrstoffen 
Bevor mit der Arbeit begonnen wird, muss der Auftragnehmer bzw. seine Nachunternehmer eine schriftliche 
Gefährdungsbeurteilung gemäß § 6 ArbSchG und § 6 GefStoffV durchführen. Dabei sind alle relevanten 
Gefahrstoffe, deren Eigenschaften, Expositionswege und mögliche Wechselwirkungen zu berücksichtigen. Auf 
Basis dieser Beurteilung müssen geeignete Schutzmaßnahmen festgelegt werden. Zudem sind einschlägige 
Betriebsanweisungen das Beschäftigen zugänglich zu machen. 

Alle Gefahrstoffe, die von dem Auftragnehmer oder seinen Nachunternehmern eingesetzt werden, müssen in 
einem Gefahrstoffverzeichnis geführt werden, die Wechselwirkungen der Gefahrstoffe ist dabei zu betrachten. 
Für jeden Stoff muss ein aktuelles Sicherheitsdatenblatt in deutscher Sprache auf der Baustelle vorliegen und 
den Mitarbeitern in Landessprache zur Verfügung stehen. Diese Informationen dienen auch der Beurteilung des 
Gefahrenpotenzials durch den Auftraggeber und müssen auf Verlangen jederzeit vorgelegt werden. 

Bei der Durchführung der Arbeiten sind der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer verpflichtet, die 
erforderlichen technischen und organisatorischen Schutzmaßnahmen umzusetzen. Es ist zudem vorrangig das 
Substitutionsgebot bei der Auswahl der Schutzmaßnahmen anzuwenden. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer sind für die Bereitstellung und Nutzung persönlicher Schutzausrüstung (PSA) für seine 
Beschäftigten, entsprechend der Gefährdungsbeurteilung, verantwortlich. 

Sie haben sicherzustellen, dass alle eingesetzten Mitarbeiter im Umgang mit Gefahrstoffen geschult und 
unterwiesen sind. Diese Unterweisungen haben mindestens einmal jährlich sowie bei besonderen Anlässen, wie 
dem erstmaligen Umgang mit einem bestimmten Gefahrstoff, zu erfolgen. Die Inhalte der Schulung sind zu 
dokumentieren und auf Verlangen vorzuzeigen. 

Es dürfen maximal Tagesverbrauchsmengen an Gefahrstoffen im Arbeitsbereich bereitgestellt werden. Zudem 
ist nur die Nutzung von geeignetem und gekennzeichnetem Behälter erlaubt. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind verpflichtet, diese Stoffe entsprechend den Vorgaben des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sowie der einschlägigen Verordnungen (z.ꢀ B. Abfallverzeichnisverordnung – 
AVV) zu behandeln. Nachweise über die ordnungsgemäße Entsorgung sind aufzubewahren und dem 
Auftraggeber auf Anfrage vorzulegen. 

Schließlich sind der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer verpflichtet, ein funktionierendes 
Notfallmanagement vorzuhalten. Dies umfasst klare Anweisungen für den Fall von Leckagen, Verunreinigungen 
oder Unfällen mit Gefahrstoffen. Alle Beschäftigten müssen in diesen Maßnahmen geschult sein. 
Meldepflichtige Ereignisse sind unverzüglich der -HSSE_ Abteilung des Auftraggebers und gegebenenfalls der 
zuständigen Behörde zu melden, wie es z.ꢀ B. in § 18 GefStoffV vorgesehen ist. 
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5 .17. Ordnung und Sauberkeit 
Werkzeuge, Materialien, Maschinen und Betriebsmittel sind stets so gelagert und bereitzustellen, dass sie leicht 
zugänglich, eindeutig zugeordnet und sicher platziert sind. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer 
haben dafür Sorge zu tragen, dass Arbeitsplätze frei von unnötigen Gegenständen sind, um Stolper-, Rutsch- und 
Sturzgefahren auszuschließen. Insbesondere Flucht- und Rettungswege, Verkehrsflächen sowie Zugänge zu 
Arbeitsplätzen sind ständig freizuhalten und dürfen nicht durch Materiallagerungen oder Abfälle blockiert 
werden. 

Sauberkeit umfasst die regelmäßige und systematische Reinigung der Arbeitsbereiche, Maschinen und Geräte 
sowie die fachgerechte Entsorgung von Abfällen und Rückständen. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer sind verpflichtet, geeignete Reinigungsintervalle festzulegen und sicherzustellen, dass 
Verschmutzungen durch Öl, Fett, Staub oder andere Stoffe unverzüglich beseitigt werden, um Gefährdungen für 
die Beschäftigten zu minimieren. 

Besondere Aufmerksamkeit ist auf die Lagerung von Gefahrstoffen und Abfällen zu legen. Diese sind in dafür 
vorgesehenen, gekennzeichneten und sicheren Bereichen zu sammeln und regelmäßig abzutransportieren. Die 
Einhaltung von Umwelt- und Entsorgungsvorschriften ist dabei zwingend. Unordnung und Verschmutzungen 
erhöhen nicht nur das Unfallrisiko, sondern können auch behördliche Sanktionen und Imageverlust nach sich 
ziehen. 

Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer müssen ihre Mitarbeiter regelmäßig in den Anforderungen an 
Ordnung und Sauberkeit unterweisen und deren Einhaltung überwachen. 

5 .18. Abfall 
Für Auftragnehmer und seine Nachunternehmer gelten verbindliche Anforderungen gemäß dem 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), dem Abfallgesetz (AbfG) sowie den 
einschlägigen Bestimmungen der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und den DGUV Vorschriften. 

Abfälle dürfen nicht auf dem Gelände liegen bleiben oder unsachgemäß entsorgt werden, da dies Unfallgefahren 
durch Stolpern, Rutschen oder Kontakt mit gefährlichen Stoffen erhöht. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer haben regelmäßige Sammelintervalle und eine sichere, witterungsgeschützte Lagerung der 
Abfälle zu gewährleisten. Zusätzlich ist darauf zu achten, dass keine umweltgefährdenden Stoffe in Boden, 
Wasser oder Luft gelangen. 

Während der Bauphase ist der Abfall in die vorgesehen Behälter zu entsorgen. Eine Abfalltrennung ist jederzeit 
einzuhalten. Bei zu 80% gefüllten Container ist die Bauleitung zu informieren, sodass eine Sonderleerung 
angefordert werden kann. 

Alle Abfälle, die Gefahrstoffe enthalten, müssen getrennt und als Sondermüll entsorgt werden. Diese Pflicht 
obliegt dem Auftragnehmer. 

Für Service- und Wartungsarbeiten ist der Abfall nach Arbeitsende mitzunehmen und fachgerecht zu entsorgen. 
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5 .19. Umweltschutz 
Im Hinblick auf Bauarbeiten ist der Hauptauftragnehmer dafür verantwortlich, dass alle erforderlichen Lizenzen, 
Genehmigungen und Ausnahmegenehmigungen bezüglich des Umweltschutzes eingeholt werden. Liegt für ein 
Projekt bereits eine Genehmigung oder Lizenz vor, kann diese unter Umständen auch Anwendung finden. Der 
Hauptauftragnehmer muss sicherstellen, dass geeignete Maßnahmen vorhanden sind, um die örtliche Flora und 
Fauna nicht zu schädigen. Während der Arbeiten sind Überlaufvorrichtungen und andere Mittel wie Bindemittel 
zur Milderung der Folgen einer Leckage leicht zugänglich durch den Hauptauftragnehmer bereitzustellen. Bei 
Projekten unter der Bauleitung des Auftraggebers werden diese Mittel bereitgestellt. Der Auftragnehmer und 
seine Nachunternehmer sind jedoch dafür verantwortlich, dass ihre Mitarbeiter mit den erforderlichen 
Maßnahmen zur Kontrolle von Leckagen vertraut sind. 
Darüber hinaus ist vor Beginn der Bauarbeiten eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, um potenzielle 
Risiken für Mensch und Umwelt frühzeitig zu identifizieren und geeignete Schutzmaßnahmen abzuleiten. Ebenso 
ist gegebenenfalls eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, insbesondere wenn das Bauvorhaben 
Auswirkungen auf besonders schützenswerte Gebiete oder empfindliche Ökosysteme haben kann. Der Schutz 
vor Wasserverschmutzung hat dabei oberste Priorität – es sind Vorkehrungen zu treffen, um eine Verunreinigung 
von Oberflächen- und Grundwasser zu vermeiden. Dazu zählen unter anderem die sichere Lagerung potenziell 
gefährlicher Stoffe sowie der kontrollierte Umgang mit Abwässern und Rückständen. Ferner werden der 
Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sicherstellen, dass Ressourcen wie Wasser, Energie und 
Materialien möglichst effizient und im Sinne eines nachhaltigen Verbrauchs eingesetzt werden, um die 
Umweltbelastung langfristig zu minimieren. 

5 .20. Hochspannungssicherheitszone 
In der Nähe von freiliegenden Hochspannungsleitungen dürfen Leitern, lange Gegenstände und Kräne nur nach 
Rücksprache mit der Bauleitung benutzt oder in die Nähe von solchen Leitungen transportiert werden. 

Innerhalb der Hochspannungssicherheitszone gelten strikte Mindestabstände zu spannungsführenden Teilen, 
die eingehalten werden müssen, um einen elektrischen Schlag oder Lichtbogenüberschlag zu vermeiden. Diese 
Abstände sind in den einschlägigen Normen und Vorschriften, unter anderem DIN VDE 0105‑100 und DGUV 
Vorschrift 52 § 39, klar definiert und richten sich nach der Höhe der Spannung. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer sind verpflichtet, geeignete organisatorische und technische Schutzmaßnahmen zu treffen, 
wie das Einrichten von Sperrbereichen, die Verwendung isolierender Arbeitsmittel und das Tragen persönlicher 
Schutzausrüstung (PSA) mit entsprechenden Isoliereigenschaften. 

Der Bereich unterhalb der Hochspannungsleitung ist freizuhalten. Der genaue Gefahrenbereich wird bei 
Projektstart definiert und durch die Bauleitung des Auftraggebers bekannt gegeben. 

Für Kranarbeiten in der Nähe elektrischer Infrastrukturen – wie Freileitungen oder Strommasten – sind spezielle 
Sicherheitsverfahren umzusetzen. Der Kranführer muss die Schwenkbereiche seines Geräts kennen und 
geeignete Maßnahmen treffen, falls das Gerät in den durch Vorschriften begrenzten Annäherungsbereich geraten 
könnte. Ein Sicherheitsabstand von mindestens 6ꢀ Metern zu spannungsführenden Leitungen bis 50ꢀ kV ist 
einzuhalten. Bei höheren Spannungen ist dieser Mindestabstand, um jeweils 10ꢀ cm je 10ꢀ kV zu erhöhen. Sollte 
dieser Abstand nicht eingehalten werden können, ist zwingend vorab eine schriftliche Genehmigung durch die 
HSSE-Abteilung des Auftraggebers, sowie ein tagesaktueller Sicherheitsplan erforderlich. 
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5 .21. Elektrische Arbeiten 
Bei der Durchführung elektrischer Arbeiten im Bereich Wartung, Service und Errichtung von Anlagen sind der 
Auftragnehmer und/ oder seine Nachunternehmer verpflichtet, vorrangig eine Spannungsfreischaltung nach den 
fünf Sicherheitsregeln der DIN VDE 0105-100 vorzunehmen: Freischalten, gegen Wiedereinschalten sichern, 
Spannungsfreiheit feststellen, Erden und Kurzschließen sowie benachbarte Teile auf Spannungsfreiheit prüfen. 
Arbeiten unter Spannung sind nur in begründeten Ausnahmefällen und nach dokumentierter 
Gefährdungsbeurteilung, sowie einer Freigabe mittels Erlaubnisverfahren, zulässig. Es sind ausschließlich 
qualifizierte Elektrofachkräfte gemäß VDE 1000-10 einzusetzen, deren Qualifikation durch regelmäßige 
Schulungen nachgewiesen sein muss. Bei der Verwendung von temporärer Stromversorgung sind 
Fehlerstromschutzschalter (RCD ≤ 30ꢀ mA) verbindlich vorgeschrieben. Vor Beginn der Arbeiten hat der 
Auftragnehmer ein Lockout-Tagout-Verfahren (LOTO) gemäß DGUV Vorschrift 3, Betriebssicherheitsverordnung 
und DIN EN 50110-1 umzusetzen, welches das Abschalten, die Sicherung gegen Wiedereinschalten sowie die 
eindeutige Kennzeichnung der Energiequellen umfasst. Für unqualifiziertes Personal sind Schutzmaßnahmen 
wie Abschrankungen, Hinweisschilder und verschlossene Verteilungen zu treffen. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer haben sicherzustellen, dass alle eingesetzten Mitarbeitenden in der sicheren Durchführung 
elektrischer Arbeiten geschult und unterwiesen sind. Schulungen müssen regelmäßig, mindestens jährlich, 
sowie bei Neueinweisung erfolgen und sind zu dokumentieren. Die Anwendung geeigneter persönlicher 
Schutzausrüstung (z.ꢀ B. Lichtbogenschutz, isoliertes Werkzeug) ist verpflichtend. Darüber hinaus ist ein 
funktionierendes Notfall- und Meldewesen vorzuhalten, insbesondere im Hinblick auf Stromunfälle, 
Störlichtbogenereignisse oder sonstige energietechnische Zwischenfälle. 

5 .22. Forstwirtschaft 
Vor Beginn der Arbeiten ist eine umfassende Gefährdungsbeurteilung durch den Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer durchzuführen. Diese muss alle relevanten Gefahren einschließen, wie etwa den Einsatz von 
Motorsägen, das Arbeiten in unwegsamen Geländen, den Umgang mit schwerem Forstgerät, Fällarbeiten sowie 
mögliche Umweltrisiken. 

Auftragnehmer und seine Nachunternehmer, die Forstmaschinen wie Kettensägen, Mulcher, Rückezug, etc. 
betreiben, haben sicherzustellen, dass diejenigen Mitarbeiter, die die vorgenannten Maschinen nutzen, über die 
nötigen Qualifikationen verfügt. Auf Anfrage des Auftraggebers sind entsprechende Nachweise vorzulegen. 
Sollte kein Auffrischungsdatum der Sachkunde angegeben sein, so ist diese in einem Zeitraum von drei bis fünf 
Jahren durch ein praktisches Training aufzufrischen. 

Bei forstwirtschaftlichen Arbeiten sind unter anderem die nachfolgenden Regelwerke einzuhalten DGUV-Regel 
114-018, DGUV-Information 214-046 und DGUV-Information 214-059. 

6. Abkürzungen und Definitionen 
DGUV 
DIN 
HSSE 

Deutsche gesetzliche Unfallversicherung 
Deutsches Institut für Normung 
Health, Safety, Security & Environment 
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EUP 
EFK 
VEFK 
PSA 
VDE 
PV 

Elektrotechnisch unterwiesene Person wie im Vertrag definiert 
Elektrofachkraft wie im Vertrag definiert 
Verantwortliche Elektrofachkraft 
Persönliche Schutzausrüstung 
Verband der Elektrotechnik, Elektronik und Informationstechnik 
Photovoltaik 

ASR Arbeitsstättenregel 
Arbeitsschutzgesetz 
Arbeitsstättenverordnung 
Technische Regeln für Betriebssicherheit 
Persönliche Schutzausrüstung gegen Absturz 
Europäische Norm 

ArbSchG 
ArbStättV 
TRBS 
PSAgA 
EN 
ISO 
GefStoffV 
AbfG 

International Organization for Standardization 
Gefahrstoffverordnung 
Abfallgesetz 

BetrSichV 
BaustellenV 
LOTO 
SELV 

Betriebssicherheitsverordnung 
Baustellenverordnung 
Lockout-Tagout 
Safety Extra-Low Voltage (Schutzkleinspannung) 
Protective Extra-Low Voltage (Schutzkleinspannung mit Schutzleiter- 
verbindung) 

PELV 

AVV 
KrWG 

Abfallverzeichnis-Verordnung 
Kreislaufwirtschaftsgesetz 

Auftragnehmer 

Auftraggeber 

Einsatzort 

Eine natürliche oder juristische Person, die Arbeiten für den Auftraggeber 
im Rahmen eines Vertrages bzw. einer Geschäftsbeziehung erfüllt. 
Sunovis GmbH und/ oder die Projektgesellschaften als deren verbundene 
Unternehmen. 
Ein Einsatzort bezeichnet den Ort, an dem die Mitarbeiter des 
Auftragnehmers und/ oder seiner Nachunternehmer ihre beruflichen 
Tätigkeiten im Auftrag des Auftraggebers ausüben. Der Einsatzort kann dem 
Standort entsprechen. 

Hauptauftragnehmer 

Nachunternehmer 

Alleinigen Vertragspartner des Auftraggebers. Dieser kann wiederum nach 
Freigabe durch Auftraggeber Nachunternehmer beauftragen. 
Eine natürliche oder juristische Person, die im Rahmen eines Vertrages 
teilweise oder vollständig die vertraglichen Verpflichtungen einer anderen 
natürlichen oder juristischen Person erfüllt. 

Lastweg 
Elektrofachkraft (=EFK) 

Der Lastweg ist der Weg, den die Last am Seilzug nach oben zurücklegt. 
Fachkraft (m/w/d), die die Verantwortung für elektrische Anlagen 
übernimmt und sicherstellt, dass elektrische Arbeiten gemäß den 
geltenden Vorschriften durchgeführt werden. 

Elektronisch 
Person (=EuP) 

unterwiesene Eine Person, die durch eine Elektrofachkraft (EFK) über ihre Aufgaben und 
möglichen Gefahren unterrichtet wurde. EuPs dürfen nur bestimmte, klar 
definierte und sich oft wiederholende Tätigkeiten ausführen und arbeiten 
immer unter Leitung und Aufsicht einer EFK. 
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Störung Störungen führen zu Unterbrechungen, Stillstand und Leistungsverlust – 
und kosten so ein Unternehmen Zeit und Geld 

Standort Das Gelände eines Solarparks , Batteriespeicher oder Umspannwerk des 
Auftraggebers unabhängig davon, ob es sich um eine Baustelle oder eine 
Bestandsanlage handelt. 

STOP-V-Prinzip STOP-V-Prinzip dient der Vermeidung von Gefährdungen der Gesundheit 
und Sicherheit der Beschäftigten. Seine Einhaltung soll solche 
Gefährdungen beseitigen oder auf ein Minimum reduzieren. Seine 
Abkürzungen bedeuten S - Substitution, T – Technische 
Schutzmaßnahmen, O – Organisatorische Schutzmaßnahmen und P – 
Persönliche Schutzmaßnahmen. 

7. Schlussbestimmungen 
Dieses Dokument legt die vom Auftraggeber geforderten Mindestanforderungen fest. Es entbindet den 
Auftragnehmer und seine Nachunternehmer nicht davon, eigene Nachforschungen in Bezug auf die 
geltenden Gesetzliche Regelungen und Vorschriften anzustellen. Im Falle eines Konflikts zwischen diesen 
Gesetzen bzw. Vorschriften und diesem Dokument haben die Gesetze und Vorschriften Vorrang. Der 
Auftraggeber übernimmt keine Haftung für Verluste, Schäden, Verletzungen, Rechtsansprüche, Aufwendungen, 
Kosten oder anderer Folgen, die durch die Anwendung oder das Vertrauen auf die in diesem Dokument 
enthaltenen oder ausgelassenen Informationen verursacht wurden. Sunovis GmbH ist Eigentümer dieses 
Dokuments und aller damit verbundenen geistigen Eigentumsrechte. 

8. Revisionsstand 
Vers. Datum Grund Bearbeiter Prüfer Freigeben 

R. Huber 1 18.03.2025 Neuanalage J. Dannheimer B. Klehn/ 

M. Lojewski 
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9. Anhang 
HSSE Risiko Ranking 

High/ Hoch (H) Medium/ Mittel (M) Low/ Gering (L) 

Ereignisse, die zu Todesfällen oder 
schweren Verletzungen, die zu 
dauerhaften Behinderungen des/der 

Ereignisse, die zu einem 
Arbeitsunfall/einer Erkrankung eines 
Beschäftigten geführtꢀhaben oder 

Ereignisse, die zu einer geringfügigen 
Verletzung/Erkrankungꢀführten oder 
führen könnten, die aberꢀnicht zu 
einem Arbeitsausfall des/der Beschäftigtenꢀführen können, geführt führen könnten, ohne dassꢀdies 

habenꢀoderꢀführen könnten wahrscheinlich zu einem Todesfall 
oderꢀeiner dauerhaften Behinderung 
des/der Beschäftigtenꢀführt. 

Beschäftigtenꢀführten. 

Ereignisse, die zu Todesfällen oder 
schweren Verletzungen, die zu 
dauerhaften Behinderungen führen 
können,ꢀbei Mitgliedernꢀder 
Öffentlichkeit geführtꢀhaben oder 
führen könnten. 

Ereignisse, die zu Verletzungen 
geführtꢀhaben oderꢀführen könnten, 
die eine vorübergehende 

Ereignisse, die zu einer geringfügigen 
Verletzung oder Erkrankung (eine 
Verletzung,ꢀdie keine Auswirkungen 
aufꢀdie täglichen Aktivitäten überꢀden Behinderungꢀeines Mitglieds der 

ÖffentlichkeitꢀzurꢀFolge haben,ꢀdie es Tag des Ereignissesꢀhinaus hat) 
ihm oder ihr unmöglich macht, mehr einesꢀMitgliedsꢀder Öffentlichkeit 
als einen Tag lang normalen täglichen geführtꢀhaben oderꢀmöglicherweise 
Aktivitäten nachzugehen. führen könnten. 

Ereignisse, die zu schwerwiegenden 
negativen Auswirkungen auf die 
Umweltꢀführten oderꢀführen könnten 

Ereignisse, die zu mäßigen negativen Ereignisse, die zu geringfügigen 
Auswirkungen auf die Umwelt geführt negativen Auswirkungen auf die 
habenꢀoderꢀführen könnten (d. h. bei Umweltꢀgeführtꢀhaben oderꢀführen 

könnten (d.ꢀh., beiꢀdenen nur ein 
begrenzterꢀSchaden für die Umwelt 
zu erwarten ist). 

(dieꢀüberꢀdie unmittelbare Umgebung denenꢀnur kurzfristige Schäden für 
der Freisetzung hinausgehen oder 
länger alsꢀein paar Tage andauern 
und/oder normalerweise einer 
Behörde gemeldetꢀwerden müssen 
und mit hoherꢀWahrscheinlichkeitꢀzu 
Geldstrafenꢀoderꢀanderen Sanktionen 
führen). 

die Umweltꢀzu erwarten sind 
und/oder die im Allgemeinen einer 
Behörde gemeldetꢀwerden können). 

Biologische Vielfalt: Mäßige 
Auswirkungen auf Arten, Artenvielfalt:ꢀErhebliche 

Auswirkungen auf Arten, LebensräumeꢀoderꢀSchutzgebiete 
Lebensräumeꢀoderꢀgeschützte 
Gebiete, die zu einer Nichteinhaltung 
von Vorschriftenꢀführenꢀkönnten 

Artenvielfalt:ꢀDirekte negative 
Auswirkungen auf gefährdete Arten 
oderꢀein Verlust von kritischem 
Lebensraum, der zu einer 
Nichteinhaltung von Vorschriften 
führen könnte 

Ereignisse, die zu schwerwiegenden 
Schäden am Eigentum Dritterꢀgeführt an fremdem Eigentum geführtꢀhaben 
habenꢀoderꢀführen könnten, 
einschließlich Situationen mit einer 
potenziellenꢀHaftung für das 
Eigentum Dritter, die letztendlich 

Ereignisse, die zu mäßigen Schäden Ereignisse, die zu geringfügigen 
Schäden an fremdem Eigentum 
geführtꢀhaben oderꢀführen könnten, 
einschließlich Situationen mit 
potenzieller Haftung fürꢀfremdes 
Eigentum, die letztlich 25.000 € nicht 
übersteigen sollten. 

oderꢀführen könnten, einschließlich 
Situationen mit potenzieller Haftung 
fürꢀfremdesꢀEigentum, die letztlich 
zwischenꢀ25.000 undꢀ100.000 € 
liegen könnte. 100.000 € übersteigen könnte 
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Ereignisse, die zu schweren Schäden Ereignisse, die zu mäßigen Schäden Ereignisse, die zu geringfügigen 
Schäden an denꢀEinrichtungen oder 
dem Betrieb geführtꢀhabenꢀoder 
möglicherweise führen könnten. 

an den Anlagen oderꢀdem 
Betriebsablaufꢀdes Auftraggebers 
geführt haben oderꢀmöglicherweise 
führen könnten. 

an denꢀEinrichtungen oder dem 
Geschäftsbetrieb geführtꢀhaben oder 
möglicherweise führen könnten. 

Ereignisse, die dem Image und/oder Ereignisse, die zu einemꢀmoderaten Ereignisse, die zu einer geringfügigen 
demꢀRuf des Auftraggebers schweren Schaden für dasꢀImage und/oder den Schädigung des Imagesꢀund/oder 
Schaden zugefügt haben oder 
möglicherweiseꢀzufügen könnten. 

Rufꢀdes Auftraggebersꢀgeführt haben des Rufs des Auftraggebers geführt 
oderꢀmöglicherweise führen könnten. habenꢀoderꢀmöglicherweise führen 

könnten. 
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Gefährliche Energien 

Schwerkraft 
Schwebende Lasten 

Schwerkraft Elektrik 
Lichtbogen 

immer 

Mechanik 
rotierende Geräte 

Geräte ≥100rpm 
Sturz aus Höhe 

≥ 
≥ 

225kg 
0,3m 

≥1,2m 

Bewegung Bewegung Elektrik 
Kontakt mit Stromquelle 

50V trockene 
Umgebung 

Temperaturen 
Mobile Geräte & Fußgänger Fahrzeuge 

50km/h 
Hoch 

66°C ≥1,5km/h 

2 5V feuchte ≥2 sec 
Umgebung 

Temperatur Druck Chemikalien/ Temperatur 
Strahlung 

Dampf Explosion Hohe toxische Dosis Brand mit nachhaltiger 
Energiequelle 

Immer Immer Immer Immer 

Druck 
Gräben 

1,5m Tiefe 
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